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I. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 2 

Geltungsbereich 

(1) Soweit unbeschadet von Abs. 2 durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der 

Zuständigkeitsbereich des Bundes berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über 

die Zuständigkeit des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt. 

(2) Diesem Landesgesetz unterliegen nicht: 

 1. Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes des Bundesheeres in den Fällen des § 2 

Abs. 1 des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 181/2013, einschließlich der unmittelbaren Vorbereitung 

eines solchen Einsatzes; 

 2. Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr für das Leben oder die 

Gesundheit von Menschen oder zur unmittelbaren Abwehr von Katastrophen; 

 3. Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes von Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes oder von Rettungsorganisationen; 
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 4. wegen Gefahr im Verzug unmittelbar erforderliche Maßnahmen zur Sicherung der 

gefahrlosen Benützung der Verkehrswege und ihres Zustandes. 

(3) Einer naturschutzbehördlichen Bewilligung oder einer Anzeige nach diesem 

Landesgesetz oder den auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen bedürfen nicht 

 1. Maßnahmen, die von der Naturschutzbehörde (Bezirksverwaltungsbehörde oder 

Landesregierung) selbst oder über deren Auftrag in Erfüllung von Naturschutzaufgaben 

durchgeführt werden; 

 2. Maßnahmen, die erforderlich sind, um die von der Naturschutzbehörde 

(Bezirksverwaltungsbehörde oder Landesregierung) vorgeschriebenen Auflagen und 

Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 14 Abs. 3 oder 4 oder § 24 Abs. 6 zu verwirklichen; 

 3. Maßnahmen, die das Land Oberösterreich als Träger von Privatrechten zur Erhaltung, 

Gestaltung und Pflege der Natur und Landschaft setzt, in Auftrag gibt oder 

naturschutzfachlich steuertsetzt oder in Auftrag gibt. 

II. ABSCHNITT 

Natur- und Landschaftsschutz 

§ 5 

Bewilligungspflichtige Vorhaben im Grünland 

Folgende Vorhaben bedürfen im Grünland (§ 3 Z 6) außerhalb von geschlossenen 

Ortschaften oder außerhalb von Gebieten, für die ein rechtswirksamer Bebauungsplan (§ 31 

Oö. Raumordnungsgesetz 1994) vorhanden ist, zu ihrer Ausführung einer Bewilligung der 

Behörde: 

 1. der Neubau (§ 2 Z 8 Oö. Straßengesetz 1991) und die Umlegung (§ 2 Z 9 Oö. 

Straßengesetz 1991) von öffentlichen Straßen, die unter das 

Bundesstraßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286/1971, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 96/2013, oder unter das Oö. Straßengesetz 1991 fallen, sowie der Umbau 

(§ 2 Z 10 Oö. Straßengesetz 1991) solcher Straßen, wenn damit geländegestaltende 

Maßnahmen verbunden sind, durch welche die Höhenlage um mehr als 1,5 m verändert 

wird; die Anlage von Fahrbahnteilern, Querungshilfen, Haltestellenbuchten, 

Abbiegespuren, Beschleunigungsspuren und Kreuzungsumbauten, ausgenommen 

Unter- und Überführungen, bedarf nur dann einer Bewilligung, wenn Z 12 oder Z 18 

anzuwenden ist; 

 2. die Neuanlage, die Umlegung und die Verbreiterung von Forststraßen (§ 3 Z 4b) in 

Auwäldern, Moorwäldern, Schluchtwäldern, Schneeheide-Föhrenwäldern, Geisklee-

Traubeneichenwäldern, in Landschaftsschutzgebieten und in den Gemeinden, die 

gemäß der Anlage zum Übereinkommen zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention), 

BGBl. Nr. 477/1995, in der Fassung des Protokolls BGBl. Nr. 18/1999 in den 

Anwendungsbereich der Alpenkonvention fallen; außerhalb von Schutzwäldern im Sinn 

des § 21 Forstgesetz 1975, BGBl. Nr. 440/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 56/2016, bedarf die Verbreiterung von bestehenden Forststraßen um 

höchstens einen Meter keiner Bewilligung; 

 3. Entfallen 

 4. oberhalb einer Meereshöhe von 1.200 m die infrastrukturellen 

Erschließungsmaßnahmen, wie insbesondere der Neubau und Umbau von Wegen, 
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Rohrleitungen, Fernmelde- und elektrischen Leitungsanlagen, ausgenommen 

Reparatur-, Instandhaltungs- und Sicherungsmaßnahmen an bestehenden Wegen; 

 5. die Anlage von Klettergärten und Klettersteigen sowie die Errichtung von Sport- und 

Freizeitanlagen mit einer Fläche von mehr als 20.000 m², die Erweiterung bestehender 

Sport- und Freizeitanlagen über dieses Flächenausmaß hinaus; unabhängig von einem 

Flächenausmaß die Errichtung oder Erweiterung solcher Anlagen, wenn dafür eine 

Bodenversiegelung, wie Asphaltierung, Betonierung und dgl. auf einer Fläche von 

insgesamt mehr als 1.000 m² Grundfläche erforderlich ist; 

 6. die Errichtung und die Änderung von oberirdischen elektrischen Leitungsanlagen für 

Starkstrom über 30.000 Volt; 

 7. die Errichtung und die Änderung von Standseilbahnen, Seilschwebebahnen, Schräg-, 

Sessel- und Schleppliften, wenn sie eine Länge von 200 m überschreiten sowie von 

Schipisten; die Errichtung, die wesentliche Änderung und der Betrieb von Anlagen zur 

künstlichen Beschneiung von Flächen sowie die wesentliche Änderung des Betriebs 

solcher Anlagen; 

 8. die Verwendung einer Grundfläche als Übungsgelände für rad- oder motorsportliche 

Zwecke sowie zur Durchführung von Rad- und Motorsportveranstaltungen; 

 9. Entfallen 

 10. Entfallen 

 11. die Eröffnung und die Erweiterung von Steinbrüchen, von Sand-, Lehm- oder 

Schotterentnahmestellen, ausgenommen jeweils einer Entnahmestelle bis zu einer 

Größe von 500 m² für den Eigenbedarf eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs, 

sowie die Errichtung von Anlagen zur Aufbereitung von Gesteinen, Schotter, Kies, 

Sand, Ton, Lehm, Torf sowie von Mischgut und Bitumen; außerhalb solcher 

Einrichtungen das Lagern und Ablagern dieser Materialien auf einer Fläche von mehr 

als 500 m²; 

 12. die Trockenlegung von Mooren, Sümpfen und Quelllebensräumen, der Torfabbau 

sowie die Drainagierung von Feuchtwiesen und Feuchtbrachen; ferner die 

Drainagierung sonstiger Grundflächen, deren Ausmaß 5.000 m² überschreitet sowie 

die Erweiterung einer Drainagierungsfläche über dieses Ausmaß hinaus; Reparatur- 

und Instandhaltungsmaßnahmen an zulässigerweise durchgeführten Drainagierungen 

bedürfen keiner Bewilligung; 

 13. Entfallen 

 14. die Rodung von Busch- und Gehölzgruppen, von Heckenzügen, von Auwald, von 

Schluchtwäldern, Moorwäldern sowie von Schneeheide-Föhrenwäldern und Geißklee-

Traubeneichenwäldern; die Rodung von Busch- und Gehölzgruppen sowie von 

Heckenzügen in einer Entfernung von bis zu 40 m von einem Wohngebäude oder von 

bis zu 100 m von einem Stallgebäude bedarf keiner Bewilligung; 

 15. die Durchführung von geländegestaltenden Maßnahmen (Abtragungen oder 

Aufschüttungen) auf einer Fläche von mehr als 2.000 m², wenn die Höhenlage 

mindestens an einer Stelle um mehr als 1 m geändert wird, ausgenommen im 

Zusammenhang mit der Neuanlage, der Umlegung und der Verbreiterung von 

Forststraßen; 
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 16. die oberirdische Verlegung von Rohrleitungen mit einem Durchmesser von mehr als 25 

cm; 

 17. Entfallen 

 18. in Mooren, Sümpfen, Quelllebensräumen, Feuchtwiesen sowie Trocken- und 

Halbtrockenrasen die Bodenabtragung, der Bodenaustausch einschließlich des 

Fräsens und des Umbruchs, die Aufschüttung, die Befestigung oder die Versiegelung 

des Bodens, die Überflutung, die Düngung, die Anlage künstlicher Gewässer, die 

Neuaufforstung, das Pflanzen von standortfremden Gewächsen und das Ablagern von 

Materialien; 

 19. die gänzliche Beseitigung und die Beseitigung von Teilen von Blockhalden; 

 20. die Errichtung von Windkraftanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 30 m und 

deren Änderung über dieses Ausmaß hinaus; 

 21. die Errichtung von freistehenden thermischen Solarenergieanlagen und von 

freistehenden Photovoltaikanlagen mit einer Kollektorfläche von jeweils mehr als 500 

m² und deren Änderung über dieses Ausmaß hinaus. 

§ 9 

Natur- und Landschaftsschutz im Bereich von Seen 

(1) An allen Seen samt ihren Ufern bis zu einer Entfernung von 500 m landeinwärts 

(Seeuferschutzbereich) gelten im Grünland die Bewilligungspflichten gemäß § 5 und die 

Anzeigepflichten gemäß § 6 Abs. 1 Z 3 bis 9. Die Ausnahme von der Anzeigepflicht für das 

Auf- und Abstellen jeweils eines Verkaufswagens, Mobilheims, Wohnwagens oder sonstigen 

Fahrzeugs, das für Wohnzwecke eingerichtet ist, in einer Entfernung bis zu 40 m von einem 

Wohngebäude gilt im Seeuferschutzbereich nicht. 

(2) Im Seeuferschutzbereich bedürfen überdies folgende Vorhaben zu ihrer Ausführung 

einer Bewilligung der Behörde: 

 1. der Neu-, Zu- oder Umbau von Gebäuden und sonstigen Bauwerken, sofern es sich 

nicht um widmungsneutrale Bauwerke gemäß § 37a Oö. Raumordnungsgesetz 1994 

oder um jagdliche Ansitzeinrichtungen gemäß § 1 Abs. 3 Z 17 Oö. Bauordnung 1994 

handelt - die Bewilligungspflicht entfällt bei Vorhaben, die einer Bewilligung nach der 

Oö. Bauordnung 1994 bedürfen, wenn die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 Z 5 

sinngemäß vorliegen; 

 2. im Grünland (§ 3 Z 6) 

 a) die Errichtung von Einfriedungen, ausgenommen von landesüblichen Weide- und 

Waldschutzzäunen; 

 b) die Versiegelung des gewachsenen Bodens auf einer Fläche von mehr als 5 m2; 

 c) die Rodung von Ufergehölzen; 

 d) die Aufforstung mit standortfremden Gehölzen; 

 e) die Stabilisierung und Umgestaltung des Gewässerbetts und des Uferbereichs 

(zB Ausbaggern, Uferverbauungen und Ähnliches), ausgenommen Reparatur- und 

Instandhaltungsmaßnahmen an rechtmäßig errichteten künstlichen Gräben, Kanälen 

und Überfahrten und an sonstigen rechtmäßig errichteten Uferbefestigungen sowie 

 f) die Anbringung von schwimmenden Anlagen und von Bojen in Gebieten, die nicht 

von einer Verordnung gemäß Abs. 5 erfasst sind. 
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(3) Unterirdische Leitungsführungen von Rohr- und Kabelleitungen einschließlich von 

Gewässerquerungen in Form von Unterführungen im grabungslosen Bohr- und 

Pressverfahren, bei denen ein Mindestabstand zwischen Gerinnesohle und Oberkante der 

verlegten Leitung von 1,5 m eingehalten wird und bei denen der maximale Rohrdurchmesser 

der verlegten Leitung 1,5 m beträgt, bedürfen außerhalb von Mooren, Sümpfen, 

Quelllebensräumen, Feuchtwiesen sowie Trocken- und Halbtrockenrasen keiner Bewilligung. 

(3) Unterirdische Leitungsführungen von Kabelleitungen einschließlich von 

Gewässerquerungen in Form von Unterführungen im grabungslosen Bohr- und 

Pressverfahren bedürfen außerhalb von Mooren, Sümpfen, Quelllebensräumen, 

Feuchtwiesen sowie Trocken- und Halbtrockenrasen keiner Bewilligung. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung Gebiete zu bezeichnen, die geschlossene 

Ortschaften darstellen. In diesen Gebieten entfällt die Bewilligungspflicht gemäß Abs. 2 für 

solche Vorhaben, die in der Verordnung angegeben sind. Die Landesregierung kann durch 

Verordnung auch für weitere örtliche Bereiche festlegen, dass 

 1. die Bewilligungspflicht gemäß § 5, 

 2. die Anzeigepflicht gemäß § 6, 

 3. die Bewilligungspflicht gemäß Abs. 2 

für bestimmte Vorhaben nicht gilt, weil solche öffentliche Interessen am Natur- und 

Landschaftsschutz, die alle anderen Interessen überwiegen, nicht verletzt werden. 

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung zum Schutz des Landschaftsbildes 

 1. erforderliche nähere Bestimmungen über die Anbringung, die Art der Kennzeichnung, 

der Farbgebung und die Größe von Bojen erlassen, wenn dem nicht andere gesetzliche 

Vorschriften entgegenstehen und 

 2. Bojenpläne festlegen. 

In einem Bojenplan ist für den jeweiligen Seebereich nach Maßgabe der Ufernutzung 

und -ausformung, des Uferbewuchses und des Vorhandenseins von Bootshäfen und -stegen 

die Anzahl und die Lage der Bojen so festzulegen, dass die öffentlichen Interessen an der 

Erhaltung des Landschaftsbildes gewahrt werden. Auf die Interessen der betroffenen 

Seeufergemeinden, des Fremdenverkehrs, des Segelsports und der Fischerei ist dabei 

besonders Bedacht zu nehmen. 

§ 10 

Natur- und Landschaftsschutz im Bereich übriger Gewässer 

(1) Im Fließgewässeruferschutzbereich, das ist der Bereich von 

 1. Donau, Inn und Salzach (einschließlich ihrer gestauten Bereiche) und in einem 

unmittelbar daran anschließenden 200 m breiten Geländestreifen sowie 

 2. sonstigen Flüssen und Bächen (einschließlich ihrer gestauten Bereiche), wenn sie in 

einer Verordnung der Landesregierung angeführt sind, und in einem daran unmittelbar 

anschließenden 50 m breiten Geländestreifen, 

gelten im Grünland die Bewilligungspflichten gemäß § 5 und die Anzeigepflichten gemäß § 6 

Abs. 1 Z 3 bis 9. Die Ausnahme von der Anzeigepflicht für das Auf- und Abstellen jeweils eines 

Verkaufswagens, Mobilheims, Wohnwagens oder sonstigen Fahrzeugs, das für Wohnzwecke 

eingerichtet ist, in einer Entfernung bis zu 40 m von einem Wohngebäude gilt im 

Fließgewässeruferschutzbereich nicht. 
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(2) Im Fließgewässeruferschutzbereich bedürfen überdies folgende Vorhaben außerhalb 

von geschlossenen Ortschaften oder außerhalb von Gebieten, für die ein rechtswirksamer 

Bebauungsplan (§ 31 Oö. Raumordnungsgesetz 1994) vorhanden ist, wenn nicht § 9 

anzuwenden ist, vor ihrer Ausführung einer Bewilligung der Behörde: 

 1. der Neu-, Zu- oder Umbau von Gebäuden und sonstigen Bauwerken, sofern es sich 

nicht um widmungsneutrale Bauwerke gemäß § 37a Oö. Raumordnungsgesetz 1994 

oder um jagdliche Ansitzeinrichtungen gemäß § 1 Abs. 3 Z 17 Oö. Bauordnung 1994 

handelt - die Bewilligungspflicht entfällt bei Vorhaben, die einer Bewilligung nach der 

Oö. Bauordnung 1994 bedürfen, wenn die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 Z 5 

sinngemäß vorliegen; 

 2. im Grünland (§ 3 Z 6) 

 a) die Überspannung mit Brücken; 

 b) die Errichtung von Einfriedungen, ausgenommen landesüblichen Weide- und 

Waldschutzzäunen; 

 c) die Versiegelung des gewachsenen Bodens auf einer Fläche von mehr als 5 m2; 

 d) die Rodung von Ufergehölzen; 

 e) die Aufforstung mit standortfremden Gehölzen; 

 f) die Stabilisierung und Umgestaltung des Gewässerbetts und des Uferbereichs 

(zB Ausbaggern, Uferverbauungen, Verrohrungen und Ähnliches), ausgenommen 

Reparatur- und Instandhaltungsmaßnahmen an rechtmäßig errichteten künstlichen 

Gräben, Kanälen und Überfahrten und an sonstigen rechtmäßig errichteten 

Uferbefestigungen sowie 

 g) die Anbringung von schwimmenden Anlagen. 

(3) Unterirdische Leitungsführungen von Rohr- und Kabelleitungen einschließlich von 

Gewässerquerungen in Form von Unterführungen im grabungslosen Bohr- und 

Pressverfahren, bei denen ein Mindestabstand zwischen Gerinnesohle und Oberkante der 

verlegten Leitung von 1,5 m eingehalten wird und bei denen der maximale Rohrdurchmesser 

der verlegten Leitung 1,5 m beträgt, bedürfen außerhalb von Mooren, Sümpfen, 

Quelllebensräumen, Feuchtwiesen sowie Trocken- und Halbtrockenrasen keiner Bewilligung. 

(3) Unterirdische Leitungsführungen von Kabelleitungen einschließlich von 

Gewässerquerungen in Form von Unterführungen im grabungslosen Bohr- und 

Pressverfahren bedürfen außerhalb von Mooren, Sümpfen, Quelllebensräumen, 

Feuchtwiesen sowie Trocken- und Halbtrockenrasen keiner Bewilligung. 

(4) Die Landesregierung kann durch Verordnung für einzelne örtliche Bereiche festlegen, 

dass 

 1. die Bewilligungspflicht gemäß § 5, 

 2. die Anzeigepflicht gemäß § 6, 

 3. die Bewilligungspflicht gemäß Abs. 2 

für bestimmte Vorhaben nicht gilt, weil solche öffentliche Interessen am Natur- und 

Landschaftsschutz, die alle anderen Interessen überwiegen, nicht verletzt werden. 

§ 14 

Bewilligungen 



  Seite 9 

(1) Eine Bewilligung gemäß den §§ 5, 9, 10 oder 11 oder die in einer auf Grund einer 

dieser Bestimmungen erlassenen Verordnung vorgesehen ist, ist zu erteilen, 

 1. wenn das Vorhaben, für das die Bewilligung beantragt wurde, weder den Naturhaushalt 

in einer Weise schädigt noch das Landschaftsbild in einer Weise stört, die dem 

öffentlichen Interesse am Natur- und Landschaftsschutz zuwiderläuft oder 

 2. wenn öffentliche oder private Interessen am beantragten Vorhaben das öffentliche 

Interesse am Natur- und Landschaftsschutz überwiegen. 

Ansonsten ist eine Bewilligung zu versagen. 

(2) Eine Bewilligung ist unter Bedingungen, befristet oder mit Auflagen zu erteilen, wenn 

dies erforderlich ist, um Schädigungen oder , Beeinträchtigungen bzw. Störungen der im 

Abs. 1 Z 1 erwähnten Art auszuschließen oder auf ein möglichst geringes Ausmaß zu 

beschränken. In diesem Rahmen kann auch die Vornahme von Rekultivierungsmaßnahmen 

vorgeschrieben werden. Im Einzelfall kann die Behörde zudem die Anzeige der Fertigstellung 

des Vorhabens unter Beischluss einer geeigneten Lichtbilddokumentation sowie die 

Übermittlung der Ergebnisse allfälliger im Zuge der Projektausführung vorgenommener 

naturschutzfachlicher Erhebungen vorschreiben. 

(3) Sind Vorhaben gemäß § 5 Z 1, 6, 7, 11 (hinsichtlich jener Teilflächen, die nicht wieder 

rekultiviert werden), 12, 18, 20 oder 21 oder § 9 Abs. 2 Z 2 lit. e und § 10 Abs. 2 Z 2 lit. f mit 

nachhaltigen, schwerwiegenden Schädigungen und Beeinträchtigungen von wertvollen 

natürlichen Lebensräumen verbunden und ist trotzdem auf Grund einer Interessenabwägung 

(Abs. 1 Z 2) eine Bewilligung zu erteilen, sind nach Maßgabe von der Landesregierung durch 

Verordnung zu erlassender Richtlinien (Abs. 5) und auf der Grundlage eines 

Sachverständigengutachtens Ausgleichsmaßnahmen vorzuschreiben. 

(4) Werden durch Vorhaben gemäß § 5 Z 1, 6, 7, 11 (hinsichtlich jener Teilflächen, die 

nicht wieder rekultiviert werden), 12, 18, 20 oder 21 oder § 9 Abs. 2 Z 2 lit. e und § 10 Abs. 2 

Z 2 lit. f Funktionen von Lebensräumen besonders geschützter Pflanzen- und Tierarten 

nachhaltig geschädigt, und ist trotzdem auf Grund einer Interessenabwägung (Abs. 1 Z 2) eine 

Bewilligung zu erteilen, können nach Maßgabe von der Landesregierung durch Verordnung 

zu erlassender Richtlinien (Abs. 5) und auf der Grundlage eines Sachverständigengutachtens 

Ausgleichsmaßnahmen vorgeschrieben werden.  

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung Richtlinien für die Vorschreibung von 

Ausgleichsmaßnahmen zu erlassen und dabei insbesondere festzulegen: 

 1. die wertvollen natürlichen Lebensräume, deren nachhaltige, schwerwiegende 

Schädigungen und Beeinträchtigungen die Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen 

gemäß Abs. 3 erfordern, 

 2. die Lebensräume, deren Funktionen für besonders geschützte Pflanzen- und Tierarten 

die Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß Abs. 4 erfordern können, 

 3. Kriterien für die Beurteilung von Schädigungen und Beeinträchtigungen als nachhaltig 

und schwerwiegend, 

 4. die Grundsätze hinsichtlich Ort, Art, Inhalt und Umfang möglicher 

Ausgleichsmaßnahmen einschließlich der Methode für die Berechnung von 

Ausgleichsmaßnahmen – dabei ist insbesondere auch festzulegen, dass 
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 – Vorleistungen durch die Bevorratung von Flächen unter näher zu bestimmenden 

Voraussetzungen anerkannt werden müssen und 

 – der Erwerb von Flächen zur Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nur soweit 

vorgeschrieben werden kann, als der dafür zu entrichtende Preis wirtschaftlich 

vertretbar ist. 

V. ABSCHNITT 

Schutz der Pflanzen-, Pilz- und Tierarten 

§ 27 

Besonderer Schutz von Pflanzen-, Pilz- und Tierarten 

(1) Wildwachsende Pflanzen und Pilze sowie wildlebende nicht jagdbare Tiere können 

durch Verordnung der Landesregierung besonders geschützt werden, sofern deren Art in der 

heimischen Landschaft selten vertreten oder in ihrem Bestand gefährdet ist oder sofern deren 

Erhaltung aus Gründen des Naturhaushaltes im öffentlichen Interesse liegt, wenn nicht 

sonstige öffentliche Interessen diese Schutzinteressen überwiegen. Entgegenstehende 

gesetzliche Vorschriften bleiben dadurch unberührt.  

(2) In einer Verordnung gemäß Abs. 1 sind unter Bedachtnahme auf die Art. 5 bis 7 und 9 

der Vogelschutz-Richtlinie sowie die Art. 12, 13 und 16 der FFH-Richtlinie Art. 12 und 13 der 

FFH-Richtlinie insbesondere näher zu umschreiben: 

 1. die vollkommen oder teilweise geschützten Arten; 

 2. Gebiet und Zeit des Schutzes; 

 3. Maßnahmen zum Schutz des Nachwuchses oder der Nachzucht geschützter Pflanzen, 

Pilze oder Tiere; 

 4. Maßnahmen zum Schutz der engeren Lebensräume geschützter Pflanzen, Pilze oder 

Tiere. 

(3) Dem besonderen Schutz des § 28 Abs. 1 unterliegen jedenfalls alle Pflanzenarten, die 

im Anhang IV der FFH-Richtlinie angeführt sind.  

(4) Dem besonderen Schutz des § 28 Abs. 3 und 4 unterliegen jedenfalls 

 1. alle wildlebenden nicht jagdbaren Vogelarten und 

 2. alle im Anhang IV der FFH-Richtlinie angeführten nicht jagdbaren Tierarten, 

die im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten der Europäischen Union heimisch sind. 

§ 30 

Ausnahmebewilligungen 

(1) Der Antrag auf Erteilung einer Ausnahmebewilligung gemäß § 29 hat zu enthalten: 

 1. Bezeichnung der Pflanzen-, Pilz- oder Tierarten; 

 2. Art, Umfang, Ort, Zeitraum und Zweck (§ 29 Abs. 1) des Vorhabens; 

 3. Angaben über die vorgesehenen Fangmittel bzw. Tötungsmethoden und die Menge der 

Tiere, Pflanzen oder Pilze, auf die sich die Bewilligung beziehen soll. 

(2) Die Bewilligung darf Personen nicht erteilt werden, 

 1. die innerhalb der letzten fünf Jahre wiederholt wegen Übertretungen 

naturschutzrechtlicher oder tierschutzrechtlicher Vorschriften bestraft worden sind, 

oder 

 2. wenn sonst Bedenken in Bezug auf eine dem angegebenen Zweck nicht 

entsprechende Verwendung der Bewilligung bestehen. 
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(3) Die Bewilligung kann unter Bedingungen, befristet und mit Auflagen erteilt werden und 

hat sich auf alle Angaben gemäß Abs. 1 zu beziehen. Im Einzelfall kann die Behörde die 

Führung eines Protokolles über die Entnahme, oder eine die Ausführung des Vorhabens 

begleitende Kontrolle durch einen von ihr zu bestellenden Sachverständigen oder die 

Übermittlung der Ergebnisse allfälliger im Zuge der Projektausführung vorgenommener 

naturschutzfachlicher Erhebungen vorschreiben. 

(4) Der Inhaber der Bewilligung hat diese samt einem zur Feststellung seiner Identität 

geeigneten Ausweis und dem allenfalls vorgeschriebenen Protokoll über die Entnahme bei 

seiner Tätigkeit mit sich zu tragen und auf Verlangen den nach diesem Landesgesetz mit 

Aufgaben des Natur- und Landschaftsschutzes betrauten Organen vorzuweisen. 

(5) Die Bewilligung erlischt, wenn sie befristet erteilt wurde, mit Fristablauf, ansonsten 

nach Ablauf von drei Jahren. 

VII. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen hinsichtlich der Erlassung von Bescheiden 

§ 39 

Parteistellung der Oö. Umweltanwaltschaft 

Die Oö. Umweltanwaltschaft hat in Verfahren zur Erteilung von Bewilligungen 

 1. gemäß § 14, 

 2. gemäß § 25 Abs. 5, in Naturschutzgebieten, die nicht gleichzeitig Europaschutzgebiete 

oder Teile von Europaschutzgebieten sind, 

 3. gemäß § 31, sofern nicht geschützte Pflanzen- und Tierarten, die im Anhang IV der 

FFH-Richtlinie aufgelistet oder von Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie erfasst sind, 

betroffen sind, und 

 4. zur nachträglichen Abänderung oder Aufhebung von Bedingungen und Auflagen 

gemäß § 44a, die mit Bewilligungen gemäß Z 1 bis 3 im Zusammenhang stehen, 

Parteistellung nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 Oö. Umweltschutzgesetz 1996. 

§ 39 

Parteistellung der Oö. Umweltanwaltschaft 

Die Oö. Umweltanwaltschaft hat in Verfahren zur Erteilung von Bewilligungen gemäß den 

§§ 14 und 25 Abs. 5 in Naturschutzgebieten, die nicht gleichzeitig Europaschutzgebiete oder 

Teile von Europaschutzgebieten sind, sowie gemäß § 31, sofern nicht geschützte Pflanzen- 

und Tierarten, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgelistet oder von Art. 1 der Vogelschutz-

Richtlinie erfasst sind, betroffen sind, Parteistellung nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 Oö. 

Umweltschutzgesetz 1996. 

§ 39b 

Beteiligung von berechtigten Umweltorganisationen an Verwaltungsverfahren und 

Rechtsmittelbefugnis 

(1) Bei 

 1. Vorhaben gemäß § 24 Abs. 3 oder 

 2. Vorhaben gemäß § 25 Abs. 5, die Naturschutzgebiete betreffen, die gleichzeitig auch 

Europaschutzgebiete oder Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinn des 

Art. 4 Abs. 2 UAbs. 3 der FFH-Richtlinie sind und, 
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 3. Verfahren zur nachträglichen Abänderung oder Aufhebung von Bedingungen und 

Auflagen gemäß § 44a, die mit Vorhaben gemäß Z 1 und 2 in Zusammenhang stehen, 

ist der verfahrenseinleitende Antrag und in weiterer Folge das dazu von der Behörde 

eingeholte Sachverständigengutachten auf der elektronischen Plattform gemäß § 39a Abs. 2 

bereitzustellen. Ab dem Tag der Bereitstellung des verfahrenseinleitenden Antrags ist 

berechtigten Umweltorganisationen Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(2) Bis zum Ablauf von vier Wochen ab dem Tag der gemäß Abs. 1 erfolgten Bereitstellung 

des von der Behörde eingeholten Sachverständigengutachtens, im Fall der Abhaltung einer 

mündlichen Verhandlung spätestens bei dieser, können berechtigte Umweltorganisationen 

eine begründete Stellungnahme zum Vorhaben abgeben. 

(3) Begründete Stellungnahmen sind bei der Entscheidung über Anträge für die im Abs. 1 

genannten Vorhaben zu berücksichtigen. 

(4) Berechtigte Umweltorganisationen haben das Recht, gegen Bescheide gemäß 

 1. § 14 

 - mit Auswirkungen auf den Schutzzweck eines Europaschutzgebiets oder eines 

Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinn des Art. 4 Abs. 2 UAbs. 3 der 

FFH-Richtlinie oder 

 - sofern geschützte Pflanzen- und Tierarten, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie 

aufgelistet oder von Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie erfasst sind, betroffen sind, 

 2. § 24 Abs. 3 und 3b, 

 3. § 25 Abs. 5 

 - die Naturschutzgebiete betreffen, die gleichzeitig auch Europaschutzgebiete oder 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinn des Art. 4 Abs. 2 UAbs. 3 der 

FFH-Richtlinie sind, oder 

 - sofern geschützte Pflanzen- und Tierarten, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie 

aufgelistet oder von Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie erfasst sind, betroffen sind, 

 4. § 29 Abs. 1 iVm. § 30, sofern geschützte Pflanzen- und Tierarten, die im Anhang IV der 

FFH-Richtlinie aufgelistet oder von Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie erfasst sind, 

betroffen sind, sowie 

 5. § 31, sofern geschützte Pflanzen- und Tierarten, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie 

aufgelistet oder von Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie erfasst sind, betroffen sind, sowie 

 6. § 44a, sofern diese mit einem Bescheid gemäß Z 1 bis 5 in Zusammenhang stehen, 

Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben, und zwar wegen Verletzung von 

Vorschriften dieses Landesgesetzes, soweit sie Bestimmungen der FFH-Richtlinie und der 

Vogelschutz-Richtlinie umsetzen. 

(5) Bescheide gemäß Abs. 4 sind auf der elektronischen Plattform gemäß § 39a Abs. 2 

bereitzustellen. Mit Ablauf von zwei Wochen ab dem Tag der Bereitstellung gilt der Bescheid 

den berechtigten Umweltorganisationen als zugestellt. Ab dem Tag der Bereitstellung ist ihnen 

Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(6) Beschwerden von berechtigten Umweltorganisationen sind binnen vier Wochen ab der 

Zustellung (Abs. 5) schriftlich bei der Behörde einzubringen. 

(7) Die Beschwerde einer berechtigten Umweltorganisation gegen Bescheide 

 1. gemäß Abs. 4 Z 2, 
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 2. gemäß Abs. 4 Z 3 erster Spiegelstrich oder 

 3. gemäß § 44a, sofern diese mit einem Bescheid gemäß Z 1 oder 2 in Zusammenhang 

stehen, 

ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn die Berechtigung der Umweltorganisation bereits vor 

der Bereitstellung des von der Behörde eingeholten Sachverständigengutachtens auf der 

elektronischen Plattform gemäß § 39a Abs. 2 bestanden hat und die Umweltorganisation 

innerhalb der Frist des Abs. 2 keine begründete Stellungnahme abgegeben hat, sofern in der 

Beschwerde Einwände oder Gründe erstmals vorgebracht werden und dieses erstmalige 

Vorbringen missbräuchlich oder unredlich ist. 

(7) Die Beschwerde einer berechtigten Umweltorganisation gegen Bescheide gemäß 

Abs. 4 Z 2 oder 3 erster Spiegelstrich ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn die 

Berechtigung der Umweltorganisation bereits vor der Bereitstellung des von der Behörde 

eingeholten Sachverständigengutachtens auf der elektronischen Plattform gemäß § 39a 

Abs. 2 bestanden hat und die Umweltorganisation innerhalb der Frist des Abs. 2 keine 

begründete Stellungnahme abgegeben hat , sofern in der Beschwerde Einwände oder Gründe 

erstmals vorgebracht werden und dieses erstmalige Vorbringen missbräuchlich oder unredlich 

ist.  

§ 40 

Beiziehung von Sachverständigen 

(1) Vor Erlassung von Bewilligungen, bescheidmäßigen Feststellungen und 

bescheidmäßigen Abänderungen oder Aufhebungen von Bedingungen und Auflagen auf 

Grund dieses Landesgesetzes hat die Behörde das Gutachten einer bzw. eines geeigneten 

Sachverständigen einzuholen. Als geeignete Sachverständige gelten insbesondere Personen, 

die über besondere Kenntnisse auf einzelnen oder mehreren folgenden fachlichen Gebieten 

verfügen: 

 1. Naturschutz; 

 2. Ökologie, Botanik, Arboristik, Zoologie; 

 3. Landschaftsschutz; 

 4. Landschaftspflege; 

 5. Raumordnung; 

 6. Höhlenkunde. 

(2) Die Einholung von Gutachten gemäß Abs. 1 ist nicht erforderlich in Verfahren 

 1. zur Bestellung als Höhlenführerin bzw. Höhlenführer (§ 21) und 

 2. zur Zulassung zur Höhlenführerprüfung (§ 22 Abs. 2). 

§ 40 

Beiziehung von Sachverständigen 

Vor Erlassung von Bewilligungen und bescheidmäßigen Feststellungen auf Grund dieses 

Landesgesetzes hat die Behörde das Gutachten einer bzw. eines geeigneten 

Sachverständigen einzuholen. Dies gilt nicht für Verfahren 

 - zur Bestellung als Höhlenführerin bzw. Höhlenführer (§ 21) und 

 - zur Zulassung zur Höhlenführerprüfung (§ 22 Abs. 2). 

§ 41 

Anhörung der Gemeinde 
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Vor der Erlassung eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1, § 16 Abs. 1, 3, 4 und 7, § 18 

Abs. 1, § 20 Abs. 1, § 24 Abs. 3, § 25 Abs. 5 und § 44a § 24 Abs. 3 und § 25 Abs. 5 hat die 

Behörde jener Gemeinde, in deren Gebiet das bewilligungspflichtige Vorhaben beabsichtigt ist 

bzw. sich das Naturgebilde befindet, Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. Eine 

Parteistellung wird dadurch nicht begründet.  

§ 42a 

Ökologische Bauaufsicht 

(1) In Bewilligungsbescheiden gemäß § 5 Z 1, 6, 7, 11, 12, 18, 20 und 21, § 9 Abs. 2 Z 2 

lit. e und § 10 Abs. 2 Z 2 lit. f sowie § 24 Abs. 3 und in mit diesen in Zusammenhang stehenden 

Bescheiden gemäß § 44a kann die Bestellung einer fachlich geeigneten ökologischen 

Bauaufsicht vorgeschrieben werden, wenn 

 1. die begründete Gefahr besteht, dass durch allfällige Abweichungen von der 

bescheidmäßigen Ausführung der Vorhaben schwerwiegende Schädigungen, 

Beeinträchtigungen oder Störungen der im § 14 Abs. 1 genannten Schutzgüter 

eintreten können oder 

 2. dies zur Sicherstellung der sachgemäßen Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen 

gemäß § 14 Abs. 3 erforderlich ist. 

Die Voraussetzungen der Z 1 und 2 liegen nicht vor, wenn die Bewilligungswerberin bzw. der 

Bewilligungswerber oder eine bzw. einer ihrer bzw. seiner Dienstnehmerinnen und 

Dienstnehmer über die notwendige fachliche Qualifikation zur Sicherstellung der 

naturschutzfachlichen Interessen verfügt und tatsächlich mit deren Wahrnehmung betraut 

wird. Die Notwendigkeit der Betrauung einer solchen Person kann auch im 

Bewilligungsbescheid vorgeschrieben werden.  

(2) Die von der Bewilligungsinhaberin bzw. vom Bewilligungsinhaber mit der ökologischen 

Bauaufsicht beauftragten Personen haben insbesondere folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

 1. die fachliche Beratung bei der Erfüllung der behördlichen Vorschreibungen und bei der 

Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 14 Abs. 3; 

 2. die regelmäßige Überprüfung der bescheidmäßigen Ausführung des Vorhabens; 

 3. die Feststellung allfälliger Abweichungen und die Erstellung von Vorschlägen für 

geeignete Maßnahmen zur fristgerechten Herstellung des bescheidmäßigen Zustands; 

 4. die Mitteilung an die Bezirksverwaltungsbehörde, wenn die Maßnahmen zur 

Herstellung des bescheidmäßigen Zustands nicht fristgerecht durchgeführt wurden. 

§ 44 

Erlöschen von Bewilligungen 

(1) Bewilligungen gemäß den §§ 14, 16 Abs. 3, 18 Abs. 1, 24 Abs. 3, 25 Abs. 5 und 29 

Abs. 1 erlöschen mit Ablauf der Befristung, sonst 

 1. nach Ablauf von drei Jahren nach dem Eintritt der Rechtskraft der Bewilligung, wenn 

innerhalb dieser Frist mit der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen wurde, oder 

 2. im Fall, dass mit der Ausführung des Vorhabens innerhalb der dreijährigen Frist (Z. 1) 

begonnen wird, wenn das Vorhaben binnen drei Jahren nach dem Beginn seiner 

Ausführung nicht vollendet wurde, oder 
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 3. bei Vorhaben, die eine dauernde Gebrauchnahme in Form einer bestimmten Tätigkeit 

(z. B. Schotterentnahme) erlauben, nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Eintritt der 

Rechtskraft der Bewilligung. 

(2) Handelt es sich bei dem bewilligten Vorhaben um ein Bauvorhaben, für welches gemäß 

den Bestimmungen der Oö. Bauordnung 1994 eine rechtskräftige Baubewilligung aufrecht 

oder eine Bauanzeige wirksam ist, so erlischt die naturschutzbehördliche Bewilligung erst mit 

dem Erlöschen der Baubewilligung (§ 38 Oö. Bauordnung 1994) bzw. der Bauanzeige (§ 25a 

Abs. 4 i.V.m. § 38 Oö. Bauordnung). 

(3) Die im Abs. 1 genannte Frist kann verlängert werden, wenn darum vor deren Ablauf 

angesucht wird und dies mit den Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes in Einklang 

gebracht werden kann. Wird das Ansuchen rechtzeitig gestellt, dann ist der Ablauf der Frist 

bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Verlängerungsantrag gehemmt. 

§ 44a 

Nachträgliche Abänderung oder Aufhebung von Bedingungen und Auflagen 

In Bewilligungs- oder Feststellungsbescheiden nach diesem Landesgesetz 

vorgeschriebene Bedingungen und Auflagen können von der bescheiderlassenden Behörde 

auf begründeten Antrag der Konsensinhaberin bzw. des Konsensinhabers mit Bescheid 

abgeändert oder aufgehoben werden, wenn und soweit dies mit den Interessen des Natur- 

und Landschaftsschutzes in Einklang gebracht werden kann. 

VIII. ABSCHNITT 

Kennzeichnung und Dokumentation 

§ 47 

Oö. Naturschutzbuch 

(1) Die Landesregierung hat das Oö. Naturschutzbuch als ein öffentlich zugängliches 

elektronisches Register zu führen, in das Verordnungen gemäß den §§ 9, 10, 11, 15, 24 und 

25 sowie Bescheide gemäß § 16 Abs. 1, 4 und 7 (allenfalls in Verbindung mit § 19) und § 20 

Abs. 5 und 6 zweiter Satz nach folgender Kategorisierung systematisch aufzunehmen sind: 

 1. Seeuferschutzbereich-Ausnahmegebiete; 

 2. Seenbereiche mit Bojenplänen; 

 3. Fließgewässeruferschutzbereich-Ausnahmegebiete; 

 4. Landschaftsschutzgebiete; 

 5. Naturdenkmale (einschließlich Naturhöhlen-Denkmale); 

 6. Schauhöhlen; 

 7. Europaschutzgebiete; 

 8. Naturschutzgebiete. 

(2) Die Landesregierung ist ermächtigt, die gemäß Abs. 1 erforderlichen Daten 

einschließlich personenbezogener Daten, wie insbesondere der Namen und Anschriften der 

Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer sowie der Nutzungsberechtigten, 

automationsunterstützt zu verarbeiten und den Zugang zum Oö. Naturschutzbuch im Weg des 

Fernzugriffs zu ermöglichen. 

§ 47 

Oö. Landesnaturschutzbuch 
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(1) Die Landesregierung hat das Oö. Landesnaturschutzbuch zu führen. Es sind 

einzutragen: 

 1. Maßnahmen, die durch auf dieses Landesgesetz gestützte Verordnungen der 

Landesregierung getroffen wurden; 

 2. Bescheide gemäß § 16 Abs. 1, 3, 4 und 7 sowie gemäß § 24 Abs. 3 und gemäß § 25 

Abs. 5; 

 3. Bescheide gemäß § 20 Abs. 1 und 3. 

(2) Abschriften der einzelnen Eintragungen im Oö. Landesnaturschutzbuch sind den 

örtlich in Betracht kommenden Bezirksverwaltungsbehörden und Gemeinden zur Verfügung 

zu stellen und dort evident zu halten. 

(3) Das Oö. Landesnaturschutzbuch besteht aus Einlageblättern. Dem Oö. 

Landesnaturschutzbuch sind eine Urkundensammlung und Übersichtskarten anzuschließen. 

Die Form der Einlageblätter, der Urkundensammlung und der Übersichtskarten sowie die Art 

der Eintragungen ist durch Verordnung der Landesregierung zu bestimmen. 

(4) Jeder ist berechtigt, in das Oö. Landesnaturschutzbuch und in die bei den 

Bezirksverwaltungsbehörden und den Gemeinden aufliegenden Abschriften der einzelnen 

Eintragungen Einsicht zu nehmen und Abschriften daraus herzustellen. 

(5) Die Landesregierung ist ermächtigt, die Daten des Naturschutzbuches einschließlich 

der Namen und Anschriften der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sowie der 

Nutzungsberechtigten automationsunterstützt zu verarbeiten und im Fernverkehr zur 

Verfügung zu stellen. 

IX. ABSCHNITT 

Behörden und organisatorische Bestimmungen 

§ 50 

Sachverständige Organe 

(1) Als geeignete Sachverständige im Sinn des § 40 gelten Personen, die über besondere 

Kenntnisse auf einzelnen oder mehreren folgenden fachlichen Gebieten verfügen: 

 - Ökologie 

 - Natur- und Landschaftsschutz 

 - Landschaftspflege 

 - Landschaftsgestaltung 

 - Naturkunde 

 - Raumplanung 

 - Speläologie. 

(2) Die Landesregierung kann Vertrauensleute für Natur- und Landschaftsschutz als 

sachverständige Organe zur Unterstützung von Amtssachverständigen in Teilbereichen ihrer 

Aufgaben bestellen. 

(3) Die Vertrauensleute für Natur- und Landschaftsschutz üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich 

aus. Wenn ihre Mitwirkung durch die zuständige Behörde (§ 48 Abs. 1 und 3) ausdrücklich in 

schriftlicher Form veranlasst wurde, haben sie Anspruch auf Ersatz der Reise(Fahrt)auslagen 

und auf eine angemessene Aufwandsentschädigung. Durch die Aufwandsentschädigung sind 

die Aufenthaltskosten und der Verdienstentgang abzugelten. Die Aufwandsentschädigung ist 
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in Pauschbeträgen festzusetzen. Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung der 

Landesregierung zu erlassen. 

XI. ABSCHNITT 

Strafbestimmungen und besondere Maßnahmen 

§ 56 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe bis zu 2.000 Euro ist zu 

bestrafen, wer 

 1. eine Werbeeinrichtung entgegen den Bestimmungen des § 13 errichtet, aufstellt, 

anbringt, ändert oder betreibt; 

 2. als Eigentümerin bzw. Eigentümer (Verfügungsberechtigte bzw. 

Verfügungsberechtigter) Veränderungen, Gefährdungen oder den Untergang eines 

Naturdenkmales nicht unverzüglich anzeigt (§ 16 Abs. 4); 

 3. eine Schauhöhle ohne bewilligte Betriebsordnung (§ 20 Abs. 5) oder in einer anderen 

als in der Betriebsordnung genehmigten Weise betreibt oder die Betriebsordnung ohne 

Bewilligung abändert (§ 20 Abs. 5); 

 4. den Bestimmungen des § 26 betreffend den allgemeinen Schutz von Pflanzen, Pilzen 

und Tieren zuwiderhandelt; 

 5. als Inhaberin bzw. Inhaber einer Bewilligung gemäß § 29 Abs. 1 diese, einen zur 

Feststellung ihrer bzw. seiner Identität geeigneten Ausweis oder ein zu führendes 

Protokoll über die Entnahme den nach diesem Landesgesetz mit Aufgaben des Natur- 

und Landschaftsschutzes betrauten Organen auf deren Verlangen nicht vorweist (§ 30 

Abs. 4); 

 6. als Verfügungsberechtigte bzw. Verfügungsberechtigter eine Kennzeichnung gemäß 

§ 45 Abs. 1 nicht duldet; 

 7. eine Kennzeichnung im Sinn des § 45 Abs. 1 beschädigt, entfernt oder unbefugt 

verwendet oder wer entgegen § 45 Abs. 2 eine geschützte Bezeichnung verwendet; 

 8. die Ausübung der Befugnisse der Naturwacheorgane entgegen § 55 Abs. 1 nicht 

duldet. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe von 600 Euro bis zu 

10.000 Euro ist zu bestrafen, wer 

 1. bewilligungspflichtige Vorhaben (§ 5) ohne Bewilligung ausführt oder in Bewilligungen 

verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht einhält, wenn nicht Abs. 3 Z 1 

oder 4 anzuwenden ist; 

 2. anzeigepflichtige Vorhaben (§ 6) ohne Anzeige oder vor Ablauf der im § 6 Abs. 3 

genannten Frist oder vor der Mitteilung, dass eine Untersagung des Vorhabens nicht 

erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz Untersagung des Vorhabens ausführt oder 

ausgeführt hat, wenn nicht Abs. 3 Z 2 oder 4 anzuwenden ist; 

 3. die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 Abs. 4 verfügten Bedingungen, 

Auflagen oder Befristungen nicht einhält, wenn nicht Abs. 3 Z 3 oder 6 anzuwenden ist; 

 4. den Verboten des § 8 zuwiderhandelt; 
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 5. als Eigentümerin bzw. Eigentümer (Verfügungsberechtigte bzw. 

Verfügungsberechtigter) eines Naturdenkmales die Durchführung der in Bescheiden 

gemäß § 16 Abs. 1 und 4 bestimmten Schutzmaßnahmen nicht duldet; 

 6. unerlaubte Eingriffe in ein Naturdenkmal ausführt oder in einer Ausnahmebewilligung 

verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht einhält (§ 16 Abs. 3); 

 7. als Eigentümerin bzw. Eigentümer (Verfügungsberechtigte bzw. 

Verfügungsberechtigter) eines Naturgebildes bzw. seiner zu schützenden Umgebung 

§ 17 zuwiderhandelt; 

 8. bewilligungspflichtige Maßnahmen im Sinn des § 18 Abs. 1 ohne Bewilligung ausführt 

oder in einer Bewilligung verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen (§ 18 

Abs. 3) nicht einhält; 

 9. eine Naturhöhle ohne Bewilligung für Zwecke des Fremdenverkehrs oder der 

Volksbildung der Öffentlichkeit zugänglich macht (§ 20 Abs. 1) oder in einer Bewilligung 

verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen (§ 20 Abs. 4) nicht einhält; 

 10. den in einer Verordnung gemäß § 27 umschriebenen Schutzbestimmungen, allenfalls 

im Zusammenhang mit § 28, und/oder den Bestimmungen des § 27 Abs. 3 und 4 

betreffend den besonderen Schutz von Pflanzen, Pilzen und Tieren zuwiderhandelt; 

 11. die in einer Bewilligung gemäß § 29 Abs. 1 verfügte Bedingungen, Befristungen oder 

Auflagen (§ 30 Abs. 3) nicht einhält; 

 12. gebietsfremde Pflanzen oder land- oder gebietsfremde Tiere in der freien Natur ohne 

erforderliche Bewilligung aussetzt oder ansiedelt oder in einer Bewilligung verfügte 

Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht einhält (§ 31); 

 13. als Eigentümerin bzw. Eigentümer (Verfügungsberechtigte bzw. 

Verfügungsberechtigter) eines betroffenen Grundstückes dem Verbot gemäß § 36 

Abs. 4 zuwiderhandelt; 

 14. als mit der ökologischen Bauaufsicht betraute Person die Aufgaben gemäß § 42a 

Abs. 2 nicht ordnungsgemäß wahrnimmt; 

 15. mit Aufgaben des Natur- und Landschaftsschutzes betrauten behördlichen oder 

sachverständigen Organen oder mit der Durchführung der Biotopkartierung 

beauftragten Personen entgegen § 51 den ungehinderten Zutritt zu den in Betracht 

kommenden Grundstücken nicht gewährt oder die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 

 16. einer besonderen administrativen Verfügung gemäß § 58 nicht nachkommt oder dieser 

zuwiderhandelt. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe von 1.000 Euro bis zu 

35.000 Euro ist zu bestrafen, wer 

 1. bewilligungspflichtige Vorhaben im Seeuferschutzbereich (§ 9 Abs. 1 iVm. § 5 und § 9 

Abs. 2) oder im Fließgewässeruferschutzbereich (§ 10 Abs. 1 iVm. § 5 und § 10 Abs. 2) 

ohne Bewilligung ausführt oder in Bewilligungen verfügte Bedingungen, Befristungen 

oder Auflagen nicht einhält; 

 2. anzeigepflichtige Vorhaben im Seeuferschutzbereich (§ 9 Abs. 1 iVm. § 6) oder im 

Fließgewässeruferschutzbereich (§ 10 Abs. 1 iVm. § 6) ohne Anzeige oder vor Ablauf 

der im § 6 Abs. 3 genannten Frist oder vor der Mitteilung, dass eine Untersagung des 
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Vorhabens nicht erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz Untersagung des Vorhabens 

ausführt oder ausgeführt hat; 

 3. im Seeuferschutzbereich (§ 9 Abs. 1) oder im Fließgewässeruferschutzbereich (§ 10 

Abs. 1) die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 Abs. 4 verfügten Bedingungen, 

Auflagen oder Befristungen nicht einhält; 

 4. bewilligungspflichtige Vorhaben in Landschaftsschutzgebieten (§ 11) ohne Bewilligung 

ausführt oder in Bewilligungen verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht 

einhält; 

 5. anzeigepflichtige Vorhaben in Landschaftsschutzgebieten (§ 11) ohne Anzeige oder 

vor Ablauf der im § 6 Abs. 3 genannten Frist oder vor der Mitteilung, dass eine 

Untersagung des Vorhabens nicht erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz Untersagung 

des Vorhabens ausführt oder ausgeführt hat; 

 6. in Landschaftsschutzgebieten (§ 11) die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 

Abs. 4 verfügten Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht einhält; 

 7. bewilligungspflichtige Maßnahmen im Sinn des § 24 Abs. 3 ohne Bewilligung ausführt 

oder in einer Bewilligung verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen (§ 24 

Abs. 6) nicht einhält; 

 8. Eingriffe, die in einem Naturschutzgebiet (§ 25) verboten sind, ohne 

Ausnahmebewilligung gemäß § 25 Abs. 5 ausführt oder in einer Ausnahmebewilligung 

verfügte Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht einhält; 

 9. Eingriffe, die in einem Naturschutzgebiet (§ 25) verboten sind, ohne Anzeige gemäß 

§ 25 Abs. 4 oder vor Ablauf der im § 6 Abs. 3 genannten Frist oder vor der Mitteilung, 

dass eine Untersagung des Vorhabens nicht erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz 

Untersagung des Vorhabens oder vor Übermittlung einer zustimmenden 

Stellungnahme gemäß § 25 Abs. 4a ausführt oder ausgeführt hat; 

 10. in Naturschutzgebieten (§ 25) die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 Abs. 4 

verfügten Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht einhält. 

(4) Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 2 Z 10 sind, wenn Pflanzenarten gemäß § 27 

Abs. 3 oder Tierarten gemäß § 27 Abs. 4 betroffen sind, mit Geldstrafe von 2.000 Euro bis zu 

20.000 Euro zu bestrafen. 

(5) Bildet die unzulässige Durchführung eines Vorhabens den Gegenstand einer 

Verwaltungsübertretung, so endet das strafbare Verhalten erst mit der Beseitigung oder 

Einstellung des Vorhabens oder mit der Rechtskraft der nachträglich erteilten 

naturschutzbehördlichen Bewilligung oder durch Nichtuntersagung gemäß § 6 nach Ablauf der 

Untersagungsfrist. 

§ 56 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe bis zu 2.000 Euro ist zu 

bestrafen, wer 

 1. den Verboten des § 8 zuwiderhandelt; 

 2. eine Werbeeinrichtung entgegen den Bestimmungen des § 13 errichtet, aufstellt, 

anbringt, ändert oder betreibt; 
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 3. als Eigentümer (Verfügungsberechtigter) Veränderungen, Gefährdungen oder den 

Untergang eines Naturdenkmales nicht unverzüglich anzeigt (§ 16 Abs. 4); 

 4. bewilligungspflichtige Maßnahmen im Sinn des § 18 Abs. 1 ohne Bewilligung ausführt 

oder in einer Bewilligung verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen (§ 18 

Abs. 3) nicht einhält; 

 5. eine Naturhöhle ohne Bewilligung für Zwecke des Fremdenverkehrs oder der 

Volksbildung der Öffentlichkeit zugänglich macht (§ 20 Abs. 1) oder in einer Bewilligung 

verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen (§ 20 Abs. 4) nicht einhält; 

 6. eine Schauhöhle ohne bewilligte Betriebsordnung (§ 20 Abs. 5) oder in einer anderen 

als in der Betriebsordnung genehmigten Weise betreibt oder die Betriebsordnung ohne 

Bewilligung abändert (§ 20 Abs. 5); 

 7. den Bestimmungen des § 26 betreffend den allgemeinen Schutz von Pflanzen, Pilzen 

und Tieren zuwiderhandelt; 

 8. den in einer Verordnung gemäß § 27 umschriebenen Schutzbestimmungen, allenfalls 

im Zusammenhang mit § 28, und/oder den Bestimmungen des § 27 Abs. 3 und 4 

betreffend den besonderen Schutz von Pflanzen, Pilzen und Tieren zuwiderhandelt; 

 9. in einer Bewilligung gemäß § 29 Abs. 1 verfügte Bedingungen, Befristungen oder 

Auflagen (§ 30 Abs. 3) nicht einhält oder als Inhaber einer entsprechenden Bewilligung 

diese samt einem zur Feststellung seiner Identität geeigneten Ausweis den nach 

diesem Landesgesetz mit Aufgaben des Natur- und Landschaftsschutzes betrauten 

Organen auf deren Verlangen nicht vorweist (§ 30 Abs. 4); 

 10. gebietsfremde Pflanzen oder land- oder gebietsfremde Tiere in der freien Natur ohne 

erforderliche Bewilligung aussetzt oder ansiedelt oder in einer Bewilligung verfügte 

Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht einhält (§ 31); 

 11. Entfallen 

 12. Entfallen 

 13. als Verfügungsberechtigter eine Kennzeichnung gemäß § 45 Abs. 1 nicht duldet; 

 14. eine Kennzeichnung im Sinn des § 45 Abs. 1 beschädigt, entfernt oder unbefugt 

verwendet oder wer entgegen § 45 Abs. 2 eine geschützte Bezeichnung verwendet; 

 15. mit Aufgaben des Natur- und Landschaftsschutzes betrauten behördlichen oder 

sachverständigen Organen oder mit der Durchführung der Biotopkartierung 

beauftragten Personen entgegen § 51 den ungehinderten Zutritt zu den in Betracht 

kommenden Grundstücken nicht gewährt oder die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 

 16. die Ausübung der Befugnisse der Naturwacheorgane entgegen § 55 Abs. 1 nicht 

duldet.  

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe bis zu 7.000 Euro ist zu 

bestrafen, wer 

 1. bewilligungspflichtige Vorhaben (§ 5) ohne Bewilligung ausführt oder in Bewilligungen 

verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht einhält, wenn nicht Abs. 3 Z 1 

oder 3 anzuwenden ist; 

 2. anzeigepflichtige Vorhaben (§ 6) ohne Anzeige oder vor Ablauf der im § 6 Abs. 3 

genannten Frist oder vor der Mitteilung, dass eine Untersagung des Vorhabens nicht 
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erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz Untersagung des Vorhabens ausführt oder 

ausgeführt hat, wenn nicht Abs. 3 Z 2 oder 4 anzuwenden ist; 

 3. die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 Abs. 4 verfügten Bedingungen, 

Auflagen oder Befristungen nicht einhält, wenn nicht Abs. 3 Z 2a oder 5 anzuwenden 

ist; 

 4. als Eigentümer (Verfügungsberechtigter) eines Naturdenkmales die Durchführung der 

in Bescheiden gemäß § 16 Abs. 1 und 4 bestimmten Schutzmaßnahmen nicht duldet; 

 5. als Eigentümer (Verfügungsberechtigter) eines Naturgebildes bzw. seiner zu 

schützenden Umgebung § 17 zuwiderhandelt; 

 6. als Eigentümer (Verfügungsberechtigter) eines betroffenen Grundstückes dem Verbot 

gemäß § 36 Abs. 4 zuwiderhandelt; 

 6a. als mit der ökologischen Bauaufsicht betraute Person die Aufgaben gemäß § 42a 

Abs. 2 nicht ordnungsgemäß wahrnimmt; 

 7. einer besonderen administrativen Verfügung gemäß § 58 nicht nachkommt oder dieser 

zuwiderhandelt. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und mit einer Geldstrafe bis zu 35.000 Euro ist 

zu bestrafen, wer 

 1. bewilligungspflichtige Vorhaben im Seeuferschutzbereich (§ 9 Abs. 1 iVm. § 5 und § 9 

Abs. 2) oder im Fließgewässeruferschutzbereich (§ 10 Abs. 1 iVm. § 5 und § 10 Abs. 2) 

ohne Bewilligung ausführt oder in Bewilligungen verfügte Bedingungen, Befristungen 

oder Auflagen nicht einhält; 

 2. anzeigepflichtige Vorhaben im Seeuferschutzbereich (§ 9 Abs. 1 iVm. § 6) oder im 

Fließgewässeruferschutzbereich (§ 10 Abs. 1 iVm. § 6) ohne Anzeige oder vor Ablauf 

der im § 6 Abs. 3 genannten Frist oder vor der Mitteilung, dass eine Untersagung des 

Vorhabens nicht erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz Untersagung des Vorhabens 

ausführt oder ausgeführt hat; 

 2a. im Seeuferschutzbereich (§ 9 Abs. 1) oder im Fließgewässeruferschutzbereich (§ 10 

Abs. 1) die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 Abs. 4 verfügten Bedingungen, 

Auflagen oder Befristungen nicht einhält; 

 3. bewilligungspflichtige Vorhaben in Landschaftsschutzgebieten (§ 11) ohne Bewilligung 

ausführt oder in Bewilligungen verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht 

einhält; 

 4. anzeigepflichtige Vorhaben in Landschaftsschutzgebieten (§ 11) ohne Anzeige oder 

vor Ablauf der im § 6 Abs. 3 genannten Frist oder vor der Mitteilung, dass eine 

Untersagung des Vorhabens nicht erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder trotz Untersagung 

des Vorhabens ausführt oder ausgeführt hat; 

 5. in Landschaftsschutzgebieten (§ 11) die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 

Abs. 4 verfügten Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht einhält; 

 6. unerlaubte Eingriffe in ein Naturdenkmal ausführt oder in einer Ausnahmebewilligung 

verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht einhält (§ 16 Abs. 3); 

 7. bewilligungspflichtige Maßnahmen im Sinn des § 24 Abs. 3 ohne Bewilligung ausführt 

oder in einer Bewilligung verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen (§ 24 

Abs. 6) nicht einhält; 
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 8. Eingriffe, die in einem Naturschutzgebiet (§ 25) verboten sind, ohne 

Ausnahmebewilligung gemäß § 25 Abs. 5 ausführt oder in einer Ausnahmebewilligung 

verfügte Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht einhält; 

 9. Eingriffe, die in einem Naturschutzgebiet (§ 25) verboten sind, ohne Anzeige gemäß 

§ 25 Abs. 4 oder vor Ablauf der im § 6 Abs. 3 genannten Frist oder vor der Mitteilung, 

dass eine Untersagung des Vorhabens nicht erfolgen werde (§ 6 Abs. 5), oder  trotz 

Untersagung des Vorhabens oder vor Übermittlung einer zustimmenden 

Stellungnahme gemäß § 25 Abs. 4a ausführt oder ausgeführt hat; 

 10. in Naturschutzgebieten (§ 25) die in einem Feststellungsbescheid gemäß § 6 Abs. 4 

verfügten Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht einhält. 

(4) Bildet die unzulässige Durchführung eines Vorhabens den Gegenstand einer 

Verwaltungsübertretung, so endet das strafbare Verhalten erst mit der Beseitigung oder 

Einstellung des Vorhabens oder mit der Rechtskraft der nachträglich erteilten 

naturschutzbehördlichen Bewilligung oder durch Nichtuntersagung gemäß § 6 nach Ablauf der 

Untersagungsfrist.  
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Landesgesetz vom 5. Dezember 1996 über die Errichtung und den Betrieb des 

Nationalparks "Oö. Kalkalpen" (Oö. Nationalparkgesetz - Oö. NPG) 

 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

I. ABSCHNITT 

Errichtung des Nationalparks 

§   1 Ziele 

§   2 Grundsätze 

§   3 Nationalparkerklärung 

II. ABSCHNITT 

Betrieb des Nationalparks 

§   4 Kennzeichnung 

§   5 Anwendung sonstiger Landesgesetze im Nationalpark 

§   6 Managementpläne 

§   7 Allgemeiner Schutz 

§   8 Naturzone 

§   9 Bewahrungszone 

§ 10 Schutz der Bezeichnungen 

§ 11 Förderung 

§ 12 Ausnahmen 

III. ABSCHNITT 

Nationalparkregion 

§ 13 Nationalparkgemeinde 

§ 14 Nationalparkregion 

IV. ABSCHNITT 

Verwaltung des Nationalparks 

§ 15 Nationalparkgesellschaft 

§ 16 Nationalparkkuratorium 

§ 17 Abgabenbefreiung 

§ 18 Bescheidmäßige Feststellungen; Verfahren 

§ 19 Betreten von Grundstücken 

§ 20 Überwachung 

§ 21 Strafbestimmung 

§ 22 Verfall 

§ 23 Herstellung des gesetzmäßigen ZustandsBesondere administrative 

Verfügungen 

§ 24 Behördenzuständigkeit; Parteistellung 

§ 24a Beteiligung an Verwaltungsverfahren und Rechtsmittelbefugnis 

§ 25 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

§ 26 Inkrafttreten; Außerkrafttreten von anderen Rechtsvorschriften 



  Seite 24 

 

I. ABSCHNITT 

Errichtung des Nationalparks 

§ 2 

Grundsätze 

(1) Der Nationalpark soll unter Bedachtnahme auf naturräumliche Zusammenhänge und 

Gegebenheiten ein größtmögliches Gebiet umfassen, wobei die Einbeziehung von 

Grundflächen nur durch privatrechtliche Vereinbarungen zwischen der 

Nationalparkgesellschaft (§ 15) und den Rechtsinhabern der betroffenen Grundflächen 

erfolgen darf, soweit die Einbringung nicht Gegenstand der zwischen Bund und Land 

abgeschlossenen Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zur Errichtung und zur Erhaltung des 

Nationalparks O.ö. Kalkalpen ist. Rechtsinhaber im Sinn dieses Landesgesetzes sind: 

 1. der Eigentümer der Grundfläche, 

 2. der an der Grundfläche Nutzungsberechtigte gemäß § 1 Oö. Einforstungsrechtegesetz 

(Oö. ERG)§ 1 Wald- und Weideservitutenlandesgesetz, sofern das Bestehen des 

Nutzungsrechts spätestens bis Ende der Frist gemäß § 3 Abs. 4 nachgewiesen wird, 

 3. der Inhaber von sonstigen privaten oder öffentlichen Rechten an den Grundflächen, 

sofern das Bestehen des Rechts spätestens bis Ende der Frist gemäß § 3 Abs. 4 

nachgewiesen wird und das Recht durch die Einbeziehung eingeschränkt wird. 

(2) Bei der Gestaltung der Vereinbarungen gemäß Abs. 1 ist auf eine Gleichbehandlung 

der in Betracht kommenden Rechtsinhaber - entsprechend dem Umfang des ihnen an der 

jeweiligen Grundfläche eingeräumten Rechts - zu achten. Vereinbarungen, die den Zielen 

gemäß § 1 oder sonstigen Bestimmungen dieses Landesgesetzes entgegenstehen, sind 

unbeachtlich. 

(3) Der Nationalpark ist in Naturzonen und Bewahrungszonen so zu untergliedern, daß 

seine Gesamtfläche zu mindestens drei Viertel aus Naturzonen und zu höchstens einem 

Viertel aus Bewahrungszonen besteht. Hinsichtlich der Zonen gilt folgendes: 

 1. Naturzonen sind jene Flächen, in denen die Natur weitgehend sich selbst überlassen 

bleibt, damit der absolute Schutz der Natur und die Sicherung oder Wiederherstellung 

der Naturkreisläufe unter Ausschluß jeglicher wirtschaftlicher Nutzung gewährleistet 

sind. Die Naturzone ist die Zone des strengsten Schutzes. 

 2. Bewahrungszonen sind jene Flächen, in denen die naturnahe Kulturlandschaft auch 

weiterhin erhalten bleiben soll. Soweit die Natur nicht durch eine nach biologischen 

Grundsätzen ausgerichtete Landwirtschaft oder durch eine ökologisch orientierte 

Forstwirtschaft erhalten wird, bleibt sie auf diesen Grundflächen sich selbst überlassen. 

(4) Bereits bei der Auswahl der für den Nationalpark in Frage kommenden Grundflächen 

und der beabsichtigten Untergliederung in Naturzonen und Bewahrungszonen ist darauf zu 

achten, daß 

 1. die Ziele gemäß § 1 und die für eine internationale Anerkennung maßgeblichen 

Kriterien verwirklicht werden können; 

 2. allfällige Beeinträchtigungen der an den Nationalpark angrenzenden Grundflächen, die 

durch unterschiedliche Bewirtschaftungsbeschränkungen innerhalb und außerhalb des 

Nationalparks entstehen könnten, vermieden werden. 
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(5) Jeder, insbesondere auch das Land und jede Nationalparkgemeinde (§ 13) als Träger 

von Privatrechten, hat auf die Einhaltung der Schutzziele gemäß § 1 Bedacht zu nehmen. Alle 

Behörden haben bei der Besorgung von Aufgaben, die ihnen nach landesrechtlichen 

Vorschriften obliegen, diese Schutzziele zu berücksichtigen. 

§ 3 

Nationalparkerklärung 

(1) Der Umfang des „Nationalparks O.ö. Kalkalpen“ wird unter Bedachtnahme auf die 

Vorschläge der Nationalparkgesellschaft durch Verordnung der Landesregierung bestimmt 

(Nationalparkerklärung). Mit Inkrafttreten der Nationalparkerklärung gilt der „Nationalpark O.ö. 

Kalkalpen“ in jenen Gebieten als errichtet, auf die sich die Nationalparkerklärung bezieht. 

(2) In die Nationalparkerklärung dürfen - abgesehen von den Fällen des Abs. 6 - nur jene 

Grundflächen aufgenommen werden, bei denen durch eine Vereinbarung gemäß § 2 Abs. 1 

sichergestellt ist, daß die mit der Errichtung des Nationalparks verfolgten Ziele verwirklicht 

werden können. 

(3) In der Nationalparkerklärung sind die Außengrenzen des Nationalparks festzulegen 

und die vom Nationalpark betroffenen Grundflächen entsprechend der jeweiligen 

privatrechtlichen Vereinbarungen als Natur- oder Bewahrungszone zu erklären. 

(4) Der Entwurf der Nationalparkerklärung samt einer planlichen Darstellung, aus der die 

Zuordnung von Grundstücken in die Natur- oder Bewahrungszone mit hinreichender 

Deutlichkeit zu ersehen ist, ist während einer Frist von sechs Wochen auf der Internetseite des 

Landes Oberösterreich zu veröffentlichen. 

(4) Die Landesregierung hat den Entwurf der Nationalparkerklärung den 

Nationalparkgemeinden zu übermitteln und diesen gleichzeitig den Beginn und das Ende der 

Frist zum Nachweis bestehender Rechte an Grundflächen, die in den Nationalpark einbezogen 

werden, bekanntzugeben. Die Frist ist für alle Nationalparkgemeinden gleich festzusetzen und 

dauert acht Wochen. Zusätzlich hat die Landesregierung auf den Beginn und das Ende dieser 

Frist jedenfalls in einer wenigstens wöchentlich in der betroffenen Region erscheinenden 

Zeitung hinzuweisen. 

(5) Die Eigentümerinnen und Eigentümer der betroffenen Grundstücke sind von der 

Veröffentlichung des Entwurfs der Nationalparkerklärung zeitgleich mit der Veröffentlichung 

von der Landesregierung schriftlich zu verständigen. Die Eigentümerinnen und Eigentümer 

der betroffenen Grundstücke und die Nutzungsberechtigten nach dem Oö. ERG an den von 

der Nationalparkerklärung betroffenen Grundflächen, mit denen noch keine Vereinbarung 

gemäß Abs. 2 abgeschlossen wurde, haben das Recht, innerhalb der Veröffentlichungsfrist 

gemäß Abs. 4 zum Entwurf schriftlich Stellung zu nehmen und das Bestehen ihrer Rechte 

nachzuweisen. Dabei können sie bekannt geben, inwieweit sie sich in ihren Rechten durch die 

Einbeziehung der Grundflächen in den Nationalpark eingeschränkt erachten. 

(5) Jede Nationalparkgemeinde ist verpflichtet, die Absicht der Landesregierung, die 

Nationalparkerklärung zu erlassen, ortsüblich, jedenfalls aber durch Aushang an der Amtstafel 

kundzumachen. Gibt die Gemeinde regelmäßig ein Amtliches Mitteilungsblatt heraus, hat die 

Kundmachung auch dort zu erfolgen. Die Kundmachung hat den Hinweis zu enthalten, daß 

Nutzungsberechtigte im Sinn des § 1 Wald- und Weideservitutenlandesgesetz sowie Inhaber 

von sonstigen privaten oder öffentlichen Rechten an den von der Nationalparkerklärung 
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betroffenen Grundflächen, mit denen noch keine Vereinbarung gemäß Abs. 2 abgeschlossen 

wurde, innerhalb der von der Landesregierung bekanntgegebenen Frist (Abs. 4) das Bestehen 

ihrer Rechte der Gemeinde gegenüber nachzuweisen haben und dabei bekanntgeben können, 

inwieweit sie sich in ihren Rechten durch die Einbeziehung in den Nationalpark eingeschränkt 

erachten. Bestehende Rechte sind dabei in der Gemeinde bekanntzugeben, in deren Gebiet 

die Grundfläche liegt, mit der das Recht verbunden ist. Die beim Gemeindeamt eingelangten 

Stellungnahmen sind gemeinsam mit einem Hinweis auf die Art des erfolgten Nachweises 

bestehender Rechte der Landesregierung zu übermitteln. 

(6) Nutzungsberechtigte im Sinn des § 1 Oö. ERG§ 1 Wald- und 

Weideservitutenlandesgesetz sowie Inhaber von sonstigen privaten oder öffentlichen Rechten 

an den von der Nationalparkerklärung betroffenen Grundflächen, die nicht spätestens bis zum 

Ende der Frist gemäß Abs. 4 das Bestehen ihrer Rechte nachgewiesen haben, und deren 

Rechte durch die Einbeziehung der Grundflächen in den Nationalpark eingeschränkt werden, 

haben Anspruch auf angemessene Entschädigung. Die betroffenen Grundflächen können 

auch ohne ihre Zustimmung in die Nationalparkerklärung aufgenommen werden. 

(7) Die Landesregierung hat die Gemeinden, die von der geplanten Nationalparkerklärung 

betroffen sind, die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich, die Wirtschaftskammer 

Oberösterreich, die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich, die Kammer für 

Arbeiter und Angestellte in der Land- und Forstwirtschaft für Oberösterreich sowie das 

Militärkommando Oberösterreich, den Oö. Landesjagdverband, den Oö. Fischereiverband, die 

Bundesregierung und die Oö. Umweltanwaltschaft zum Entwurf einer Verordnung gemäß 

Abs. 1 zu hören. 

(7) Nach Inkrafttreten der Nationalparkerklärung ist eine kartographische Darstellung des 

Nationalparks im Maßstab 1:10000, aus der jedenfalls die Außengrenze und die 

Zoneneinteilung ersichtlich sein müssen, bei den Nationalparkgemeinden, bei den örtlich in 

Betracht kommenden Bezirksverwaltungsbehörden, bei der Nationalparkgesellschaft und 

beim Amt der Landesregierung zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 

(7a) Die Landesregierung hat allfällige Einwendungen soweit zu berücksichtigen, als sie 

mit dem öffentlichen Interesse an der Nationalparkerklärung in Einklang gebracht werden 

können. 

(8) Abs. 1 bis 7 sind auch bei der Erweiterung des Nationalparks „O.ö. Kalkalpen - Gebiet 

Reichraminger Hintergebirge/Sengsengebirge“ auf andere Gebiete gemäß § 1 Abs. 2 

anzuwenden. 

II. ABSCHNITT 

Betrieb des Nationalparks 

§ 5 

Anwendung sonstiger Landesgesetze im Nationalpark 

(1) § 11, § 12, § 15 und § 25 des Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetzes 2001, § 3 

Abs. 2 und 3 des Oö. Fischereigesetzes 2020 und § 44, § 45, § 46, § 47 Abs. 1, 2 und 3, § 48, 

§ 57 Abs. 1 und 2 und § 62 des Oö. Jagdgesetzes 2024 gelten im Nationalpark nicht. Andere 

landesgesetzliche Bestimmungen sind im Nationalpark anzuwenden, sofern dieses 

Landesgesetz nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt.  
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(2) Die Nationalparkerklärung gilt als Raumordnungsprogramm für Sachbereiche gemäß 

§ 11 Abs. 2 O.ö. Raumordnungsgesetz 1994. Die in der Nationalparkerklärung angeführten 

Grundflächen sind von der betroffenen Nationalparkgemeinde (§ 13) als Natur- oder 

Bewahrungszone im Flächenwidmungsplan gemäß § 18 Abs. 7 O.ö. 

Raumordnungsgesetz 1994 ersichtlich zu machen. 

(3) Für die Auslegung von naturschutzrechtlichen oder baupolizeilichen Begriffen wie z. B. 

Anlage, Eingriff, Gebäude, Landschaftsbild, Naturhaushalt und dgl. sind die jeweils geltenden 

naturschutz- oder baurechtlichen Bestimmungen heranzuziehen. 

§ 6 

Managementpläne 

(1) Die Landesregierung hat spätestens gleichzeitig mit der Nationalparkerklärung für den 

Nationalpark durch Verordnung Managementpläne zu erlassen, um das bestmögliche 

Erreichen der Ziele gemäß § 1 zu gewährleisten. Die Managementpläne haben die 

Gegebenheiten und Erfordernisse der einzelnen Zonen zu berücksichtigen, wobei sich 

ordnende Maßnahmen innerhalb der einzelnen Zonen in die Ordnung des gesamten 

Nationalparkgebietes einfügen müssen. Ordnende Maßnahmen in angrenzenden Zonen sind 

aufeinander abzustimmen. Die Auswirkungen der ordnenden Maßnahmen auf die den 

Nationalpark umgebenden Grundflächen sind zu berücksichtigen. 

(2) Die Landesregierung hat in diesen Managementplänen insbesondere folgende 

Sachbereiche zu regeln: 

 1. Entwicklungen des Naturraumes (Naturraummanagement) und der Biotopausstattung: 

Es ist - ausgehend vom derzeitigen tatsächlichen Zustand - jedenfalls für Almen, 

Feuchtgebiete, Wiesen- und Waldflächen sowie für sonstige schutzwürdige Bereiche 

die weitere, nach allgemeinen wissenschaftlichen Grundsätzen und Erkenntnissen 

mögliche Entwicklung festzulegen. Insbesondere ist auf die naturräumliche 

Ausstattung, die nationale, regionale und lokale Bedeutung und ökologische 

Entwicklungsfähigkeit sowie den Biotop- und Artenschutz Rücksicht zu nehmen. 

 2. Wildstandsregulierung: 

Es ist anzustreben, daß die Wildstandsregulierung (Jagd) in Übereinstimmung mit den 

allgemein anerkannten Grundsätzen der Wissenschaft unter Bedachtnahme auf die 

besonderen Interessen, die in den einzelnen Zonen verfolgt werden, mit dem Ziel 

ausgeübt wird, einen an den Lebensraum angepaßten Wildstand zu erreichen. Vor 

allem hat dieser Managementplan Bestimmungen über die Abschußtätigkeit, 

Schonzeitenregelung, Wildfütterung und über die Errichtung jagdlicher Einrichtungen, 

aber auch über die Einbürgerung von Wildarten und über die Verhinderung der 

Ausbreitung von Tierseuchen und -krankheiten zu enthalten. Unter sinngemäßer 

Anwendung des § 42 und § 43 des Oö. Jagdgesetzes 2024 können in diesem 

Managementplan auch andere Schonzeiten als im übrigen Landesgebiet festgelegt 

werden. 

 3. Besucherlenkung: 

Es sind Maßnahmen festzulegen, die geeignet sind, die Beeinträchtigung des 

Naturhaushaltes durch Besucher auf ein vertretbares Maß zu beschränken. 

Insbesondere kommen dabei in Betracht: Wegekonzepte, Abflugs- und 
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Überflugszonen, ausgewählte Standorte für Bildungs-, Informations- und 

Erholungseinrichtungen. 

(3) Vor Erlassung der Managementplanverordnung sind jedenfalls die örtlich zuständigen 

Bezirksverwaltungsbehörden als Jagd-, Forst- und Fischereibehörden, die Agrarbehörde 

sowie die im § 3 Abs. 7 genannten Stellen und die Nationalparkgesellschaft zu hören. 

(3) Vor Erlassung der Managementpläne sind jedenfalls die örtlich zuständigen 

Bezirkshauptmannschaften als Jagd-, Forst- und Fischereibehörden sowie die betroffenen 

Nationalparkgemeinden und die Agrarbehörde zu hören. Agrarbehörde ist die 

Landesregierung.  

(4) Der Entwurf der Managementplanverordnung ist während einer Frist von sechs 

Wochen auf der Internetseite des Landes Oberösterreich zu veröffentlichen. Zugleich sind die 

Eigentümerinnen und Eigentümer der betroffenen Grundstücke von der Veröffentlichung des 

Entwurfs der Managementplanverordnung von der Landesregierung schriftlich zu 

verständigen. Die Eigentümerinnen und Eigentümer der betroffenen Grundstücke sowie die 

Nutzungsberechtigten nach dem Oö. ERG an den von der Managementplanverordnung 

betroffenen Grundflächen haben das Recht, innerhalb der Veröffentlichungsfrist zum Entwurf 

schriftlich Stellung zu nehmen. Die Landesregierung hat allfällige Einwendungen soweit zu 

berücksichtigen, als sie mit dem öffentlichen Interesse an der Managementplanverordnung in 

Einklang gebracht werden können. 

(4) Jede Nationalparkgemeinde hat den Entwurf eines Managementplans über die 

Besucherlenkung im Nationalpark (Abs. 2 Z 3) im Gemeindeamt über einen Zeitraum von 14 

Tagen zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Sie ist überdies verpflichtet, die Absicht der 

Landesregierung, diesen Managementplan zu erlassen, durch Anschlag an der Amtstafel mit 

dem Hinweis kundzumachen, daß jeder, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, 

innerhalb der Auflagefrist Anregungen oder Einwendungen beim Gemeindeamt einbringen 

kann. Die beim Gemeindeamt eingelangten Stellungnahmen sind gemeinsam mit der 

Stellungnahme der Nationalparkgemeinde (Abs. 3) der Landesregierung zu übermitteln. 

§ 8 

Naturzone 

(1) In der Naturzone ist jeder Eingriff in die Natur oder in den Naturhaushalt sowie jede 

Beeinträchtigung des Landschaftsbildes oder des Erholungswertes der Landschaft verboten, 

solang die LandesregierungBezirkshauptmannschaft nicht bescheidmäßig festgestellt hat, 

dass dadurch das öffentliche Interesse an der Sicherung oder Wiederherstellung der 

Naturkreisläufe nicht verletzt und gegebenenfalls der Schutzzweck eines 

Europaschutzgebietes (§ 24 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001) nicht 

beeinträchtigt wird. Die bescheidmäßige Feststellung kann auch unter Bedingungen, befristet 

oder mit Auflagen erteilt werden, soweit dies zur Wahrung dieses öffentlichen Interesses 

erforderlich ist. 

(2) Verboten ist 

 1. die Ausübung von Jagdrechten, die über die Vollziehung der Managementpläne zur 

Wildstandsregulierung in der Naturzone hinausgeht, 

 2. die Ausbringung von Pestiziden und Düngemitteln. 
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(3) Die Ausführung folgender Tätigkeiten und Maßnahmen ist - unbeschadet einer 

allfälligen Bewilligungspflicht nach anderen Rechtsvorschriften - weiterhin zulässig und bedarf 

keiner bescheidmäßigen Feststellung gemäß Abs. 1: 

 1. die Tätigkeiten und Maßnahmen, die zur Vollziehung der Managementpläne für die 

Naturzone erforderlich sind; 

 2. Maßnahmen, die im Interesse der Sicherheit von Menschen vorgenommen werden 

müssen; 

 3. Maßnahmen zum Zweck der Wartung, Instandhaltung und Instandsetzung behördlich 

genehmigter oder sonst rechtmäßig bestehender Anlagen; 

 4. das Bergsteigen, das Wandern und der Tourenschilauf nach Maßgabe des 

Managementplans zur Besucherlenkung. 

§ 9 

Bewahrungszone 

(1) In der Bewahrungszone ist jeder Eingriff in die Natur und in den Naturhaushalt sowie 

jede Beeinträchtigung des Landschaftsbildes oder des Erholungwertes der Landschaft 

verboten, solang die LandesregierungBezirksverwaltungsbehörde nicht bescheidmäßig 

festgestellt hat, dass dadurch das öffentliche Interesse an der Erhaltung der naturnahen 

Kulturlandschaft nicht verletzt und gegebenenfalls der Schutzzweck eines 

Europaschutzgebietes (§ 24 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001) nicht 

beeinträchtigt wird. Die bescheidmäßige Feststellung kann auch unter Bedingungen, befristet 

oder mit Auflagen erteilt werden, soweit dies zur Wahrung dieses öffentlichen Interesses 

erforderlich ist.  

(2) Verboten ist 

 1. die Ausübung von Jagdrechten, die über die Vollziehung der Managementpläne zur 

Wildstandsregulierung in der Bewahrungszone hinausgeht und 

 2. die Ausbringung von Pestiziden, die über das im Rahmen einer nach biologischen 

Grundsätzen ausgerichteten Landwirtschaft zulässige Ausmaß hinausgeht. 

(3) Die Ausführung folgender Tätigkeiten und Maßnahmen ist - unbeschadet einer 

allfälligen Bewilligungspflicht nach anderen Rechtsvorschriften - weiterhin zulässig und bedarf 

keiner bescheidmäßigen Feststellung gemäß Abs. 1: 

 1. Tätigkeiten und Maßnahmen, die zur Vollziehung der Managementpläne erforderlich 

sind; 

 2. die Ausübung bestehender Eigentumsrechte und Nutzungsrechte im Sinn des § 1 Oö. 

ERG§ 1 des Wald- und Weideservitutenlandesgesetzes und die naturnahe Alm- und 

Weidewirtschaft im Rahmen der bestehenden Rechte; 

 3. Tätigkeiten und Maßnahmen im Zusammenhang mit einer nach biologischen 

Grundsätzen ausgerichteten Landwirtschaft einschließlich der Ausbringung von 

Wirtschaftsdünger, der in der Bewahrungszone anfällt, und von sonstigen 

Düngemitteln, soweit sie den biologischen Grundsätzen entsprechen; 

 4. Tätigkeiten und Maßnahmen im Zusammenhang mit einer ökologisch orientierten 

Forstwirtschaft; 
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 5. der Zu- oder Umbau bestehender Gebäude, sofern die damit verbundenen 

Maßnahmen nur unwesentlichen Einfluß auf das äußere Erscheinungsbild des 

Gebäudes und die Schutzziele gemäß § 1 haben; 

 6. die Erhaltung von Wegen, alpinen Steigen, Sicherungseinrichtungen, Notunterkünften 

und sonstige mit den herkömmlichen Formen des Alpinismus zusammenhängende 

Maßnahmen, sofern diese Maßnahmen den Managementplänen zur Besucherlenkung 

entsprechen; 

 7. Tätigkeiten und Maßnahmen gemäß § 8 Abs. 3 Z 2 bis 4; 

 8. das Sammeln von Pilzen und Beeren für den Eigenbedarf. 

(4) Die Landesregierung kann in der ManagementplanverordnungNationalparkerklärung 

feststellen, daß für weitere bestimmte Eingriffe und Beeinträchtigungen das Verbot gemäß 

Abs. 1 nicht gilt, weil auf Grund der Art oder des Umfanges der Tätigkeiten und Maßnahmen 

das öffentliche Interesse an der Erhaltung der naturnahen Kulturlandschaft nicht verletzt wird. 

§ 12 

Ausnahmen 

(1) Nach Maßgabe des Abs. 2 unterliegen diesem Landesgesetz nicht: 

 1. Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr für das Leben oder die 

Gesundheit von Menschen; 

 2. Maßnahmen zur Abwehr von Katastrophen sowie Maßnahmen zur Beseitigung von 

Katastrophenfolgen; 

 3. Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes von Organen der öffentlichen Sicherheit oder 

von Rettungsorganisationen, insbesondere auch der Bergrettung, einschließlich der 

dafür nötigen Vorbereitungsmaßnahmen; 

 4. Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes des Bundesheeres in den Fällen des § 2 

Abs. 1 des Wehrgesetzes 1990, BGBl. Nr. 305, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 56/2001, einschließlich der unmittelbaren Vorbereitung eines 

solchen Einsatzes.  

(2) Maßnahmen nach Abs. 1 Z 2 und 3 sind - soweit sie die Vorbeugung vor 

Naturkatastrophen und Vorbereitungsmaßnahmen, wie Übungen und dgl. sowie die 

Beseitigung von Katastrophenfolgen betreffen - außer bei Gefahr im Verzug mit Zustimmung 

der Nationalparkgesellschaft durchzuführen. 

(2a) Keiner naturschutzbehördlichen Feststellung nach diesem Landesgesetz oder den 

auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen bedürfen Maßnahmen, die das Land 

Oberösterreich als Träger von Privatrechten zur Erhaltung, Gestaltung und Pflege der Natur 

setzt, in Auftrag gibt oder naturschutzfachlich steuert. 

(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeitsbereich des 

Bundes, insbesondere in Angelegenheiten des Forst- und Wasserrechtes berührt wird, sind 

sie so auszulegen, daß sich keine über die Zuständigkeit des Landes hinausgehende 

rechtliche Wirkung ergibt. 

IV. ABSCHNITT 

Verwaltung des Nationalparks 

§ 16 

Nationalparkkuratorium 
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(1) Nach Maßgabe der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Errichtung und die 

Erhaltung des Nationalparks Oberösterreichische Kalkalpen wird ein Nationalparkkuratorium 

eingerichtet, das aus folgenden 14 Mitgliedern besteht: 

 1. sieben Mitglieder zur Koordinierung der Interessen der Nationalparkgemeinden, der 

Schutzgemeinschaft Planungsgebiet Nationalpark Kalkalpen, des Verbandes der 

Einforstungsgenossenschaften, der Landes-Tourismusorganisation (LTO)des 

Landesverbandes für Tourismus, des Oberösterreichischen Landesjagdverbandes, 

des O.ö. Almvereines und des Wald- und Grundbesitzerverbandes Oberösterreich; 

 2. sieben Mitglieder zur Koordinierung der Interessen des Österreichischen 

Alpenvereines, Landesverband Oberösterreich, der Naturfreunde Oberösterreichdes 

Touristenvereines Naturfreunde Oberösterreich, des Österreichischen 

Naturschutzbundes, Landesverband Oberösterreich, und des WWF (World Wide Fund 

for Nature). 

(2) Das Nationalparkkuratorium hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 1. die Begutachtung von Förderungsrichtlinien oder Förderungsprogrammen; 

 2. die Mitwirkung bei der Erstellung von Leitlinien zur Realisierung der Ziele des 

Nationalparks; 

 3. die Mitwirkung bei der wissenschaftlichen Erforschung des Nationalparks, 

insbesondere die Erstellung von Vorschlägen für Forschungsaufträge und Vorhaben 

der wissenschaftlichen Betreuung des Nationalparks; 

 4. die Abgabe von Äußerungen zu Entwürfen von Landesgesetzen und Verordnungen der 

Landesregierung, soweit sie den Nationalpark betreffen; 

 5. die Unterstützung von nationalparkrelevanten Arbeiten und Projekten im Nationalpark 

und in der Nationalparkregion; 

 6. die Ausarbeitung von Vorschlägen für die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit; 

 7. die Unterstützung von sonstigen Maßnahmen, die den Zielen des Nationalparks 

entsprechen. 

(3) Die Mitglieder des Nationalparkkuratoriums werden jeweils über Vorschlag der gemäß 

Abs. 1 Z 1 oder 2 vertretenen Organisationen von der Generalversammlung der 

Nationalparkgesellschaft bestellt. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu 

bestellen. 

(4) Die Einberufung des Nationalparkkuratoriums zur konstituierenden Sitzung obliegt dem 

Geschäftsführer der Nationalparkgesellschaft, der an den Sitzungen des 

Nationalparkkuratoriums mit beratender Stimme teilzunehmen und die erforderlichen 

Auskünfte zu geben hat. Im Fall seiner Verhinderung kann er zu den Sitzungen einen Vertreter 

entsenden. 

(5) Das Nationalparkkuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Genehmigung 

durch die Generalversammlung der Nationalparkgesellschaft bedarf. In der Geschäftsordnung 

ist jedenfalls festzulegen, daß 

 1. der Vorsitz jährlich abwechselnd von einem Vertreter der Mitgliedergruppe gemäß 

Abs. 1 Z 1 oder 2 ausgeübt wird und der jeweils anderen Mitgliedergruppe die Funktion 

des Stellvertreters des Vorsitzenden zukommt, 
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 2. im Einzelfall die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Generalversammlung den Beratungen 

des Nationalparkkuratoriums beigezogen werden können, 

 3. Beschlüsse nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des 

Nationalparkkuratoriums und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt 

werden können. 

(6) Für die Tätigkeit im Nationalparkkuratorium gebührt kein Entgelt. Die Mitglieder haben 

jedoch Anspruch auf Ersatz der Reisekosten entsprechend der Reisegebührenvorschrift 1955, 

BGBl. Nr. 133, in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 18 

Bescheidmäßige Feststellungen; Verfahren 

(1) Eine bescheidmäßige Feststellung gemäß § 8 Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 ist bei der 

LandesregierungBezirksverwaltungsbehörde schriftlich zu beantragen. Im Antrag sind Art, 

Umfang und Lage des Vorhabens anzugeben und die zur Beurteilung des Vorhabens 

erforderlichen Pläne oder gleichwertigen zeichnerischen Darstellungen und Beschreibungen 

in zweifacher Ausfertigung anzuschließen. Die Behörde kann bei Bedarf die Vorlage weiterer 

Ausfertigungen verlangen. 

(2) Die LandesregierungBezirksverwaltungsbehörde entscheidet mit schriftlichem 

Bescheid. Die bescheidmäßige Feststellung ist zu erlassen, wenn durch Bedingungen, 

Befristungen oder Auflagen sichergestellt werden kann, daß die öffentlichen Interessen, die 

gemäß §§ 8 und 9 jeweils zu wahren sind, nicht verletzt werden. Ist dies nicht möglich, ist der 

Antrag abzuweisen. Die bescheidmäßige Feststellung ersetzt allfällige bescheidmäßige 

Feststellungen oder Bewilligungen für dieselbe Tätigkeit oder Maßnahme auf Grund des Oö. 

Natur- und Landschaftsschutzgesetzes 2001, insbesondere auf Grund dessen §§ 5, 9 und 10 

sowie die Anzeigepflicht gemäß § 6 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001.  

(2a) In Feststellungsbescheiden gemäß § 8 Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 vorgeschriebene Bedingungen 

und Auflagen können von der Landesregierung auf begründeten Antrag der Konsensinhaberin bzw. des 

Konsensinhabers mit Bescheid abgeändert oder aufgehoben werden, wenn und soweit dies mit den 

Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes in Einklang gebracht werden kann. 

(3) Einem Bescheid gemäß Abs. 2 kommt insofern eine dingliche Wirkung zu, als daraus 

erwachsende Rechte auch vom Rechtsnachfolger des Antragstellers geltend gemacht werden 

können und daraus erwachsende Pflichten auch von diesem Rechtsnachfolger zu erfüllen 

sind. 

(4)  Ein Bescheid gemäß Abs. 2 erlischt mit Ablauf der Befristung, sonst 

 1. nach Ablauf von drei Jahren nach dem Eintritt der Rechtskraft des Bescheides, wenn 

innerhalb dieser Frist mit der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen wurde, oder 

 2. im Fall, dass mit der Ausführung des Vorhabens innerhalb der dreijährigen Frist (Z. 1) 

begonnen wird, wenn das Vorhaben binnen drei Jahren nach dem Beginn seiner 

Ausführung nicht vollendet wurde, oder 

 3. bei Vorhaben, die eine dauernde Gebrauchnahme in Form einer bestimmten Tätigkeit 

(z. B. Schotterentnahme) erlauben, nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Eintritt der 

Rechtskraft des Bescheides.  

(5) Handelt es sich bei dem Vorhaben um ein Bauvorhaben, für welches gemäß den 

Bestimmungen der Oö. Bauordnung 1994 eine rechtskräftige Baubewilligung aufrecht oder 

eine Bauanzeige wirksam ist, so erlischt der Bescheid erst mit dem Erlöschen der 
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Baubewilligung (§ 38 Oö. Bauordnung 1994) bzw. der Bauanzeige (§ 25a Abs. 4 i.V.m. § 38 

Oö. Bauordnung). 

(6) Die im Abs. 4 genannte Frist kann verlängert werden, wenn darum vor deren Ablauf 

angesucht wird und dies mit den Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes in Einklang 

gebracht werden kann. Wird das Ansuchen rechtzeitig gestellt, dann ist der Ablauf der Frist 

bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Verlängerungsantrag gehemmt. 

(7) Der Antragsteller hat den Beginn und das Ende der Ausführung des Vorhabens der 

LandesregierungBezirksverwaltungsbehörde, die den Bescheid gemäß Abs. 2 erlassen hat, 

anzuzeigen. Im Einzelfall kann die Landesregierung zudem die Anzeige der Fertigstellung des 

Vorhabens unter Beischluss einer geeigneten Lichtbilddokumentation sowie die Übermittlung 

der Ergebnisse allfälliger im Zuge der Projektausführung vorgenommener 

naturschutzfachlicher Erhebungen vorschreiben. 

§ 19 

Betreten von Grundstücken 

(1) Im Rahmen von Planungsarbeiten für die Grenzziehung, wissenschaftlichen 

Erhebungen, Kartierungen und sonstigen Ausarbeitungen, die für die Errichtung und den 

Betrieb des Nationalparks von Bedeutung sind, sind die Organe der Nationalparkgesellschaft 

und jene Personen, die in deren Auftrag tätig sind, zum Betreten von Grundstücken im 

unbedingt erforderlichen Ausmaß befugt, soweit dem Eigentümer des Grundstückes oder den 

Inhabern von sonstigen privaten oder öffentlichen Rechten, die mit diesem Grundstück 

verbunden sind, dadurch nicht unzumutbare Erschwernisse entstehen. Eigentümer oder 

Pächter sind jedoch vor dem Betreten der Grundstücke davon zu verständigen. 

(2) Hinsichtlich der Öffnung und Absperrung von Privatwegen und Naturschönheiten, die 

für den Betrieb des Nationalparks unentbehrlich sind oder seiner Förderung besonders dienen, 

gilt § 82 Oö. Tourismusgesetz 2018§ 47 des O.ö. Tourismus-Gesetzes 1990 mit der Maßgabe 

sinngemäß, daß - sofern kein Einvernehmen erzielt wird - die Nationalparkgesellschaft befugt 

ist, die Erlassung eines Bescheides zu beantragen, und daß der Nationalparkgesellschaft die 

Leistung der angemessenen Entschädigung obliegt. 

§ 21 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 

Geldstrafe bis zu 2.000 Euro ist zu bestrafen, wer 

 1. eine vorgenommene Kennzeichnung vorsätzlich beschädigt, zerstört oder unbefugt 

entfernt (§ 4 Abs. 2); 

 2. Maßnahmen gemäß § 12 Abs. 1 Z 2 und 3 ohne Zustimmung der 

Nationalparkgesellschaft durchführt (§ 12 Abs. 2). 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 

Geldstrafe von 1.000 Euro bis zu 35.000 Euro ist zu bestrafen, wer 

 1. einem Verbot gemäß § 7, § 8 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 und 2 oder § 10 zuwiderhandelt; 

 2. Bedingungen, Befristungen oder Auflagen, die in bescheidmäßigen Feststellungen 

gemäß § 8 Abs. 1 oder gemäß § 9 Abs. 1 verfügt sind, nicht einhält; 

 3. sonst einem in diesem Landesgesetz oder in einer Verordnung, die auf Grund dieses 

Landesgesetzes erlassen wird, festgelegten Ge- oder Verbot zuwiderhandelt. 
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(3) Bildet die unzulässige Durchführung eines Vorhabens den Gegenstand einer 

Verwaltungsübertretung, so endet das strafbare Verhalten erst mit der Beseitigung oder 

Einstellung des Vorhabens oder mit der Rechtskraft der nachträglich erteilten 

nationalparkrechtlichen Feststellung. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung nach diesem Landesgesetz liegt nur vor, wenn die Tat 

nicht den Tatbestand einer nach dem Oö. NSchG 2001 strafbaren Handlung erfüllt. 

§ 21 

Strafbestimmung 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, 

 1. wer eine vorgenommene Kennzeichnung vorsätzlich beschädigt, zerstört oder unbefugt 

entfernt (§ 4 Abs. 2); 

 2. wer einem Verbot gemäß § 7, § 8 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 und 2 oder § 10 

zuwiderhandelt; 

 3. wer Bedingungen, Befristungen oder Auflagen, die in bescheidmäßigen Feststellungen 

gemäß § 8 Abs. 1 oder gemäß § 9 Abs. 1 verfügt sind, nicht einhält; 

 4. wer Maßnahmen gemäß § 12 Abs. 1 Z 2 und 3 ohne Zustimmung der 

Nationalparkgesellschaft durchführt (§ 12 Abs. 2); 

 5. wer sonst einem in diesem Landesgesetz oder in einer Verordnung, die auf Grund 

dieses Landesgesetzes erlassen wird, festgelegten Ge- oder Verbot zuwiderhandelt. 

(2) Wer eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 begeht, ist von der 

Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 7.200 Euro zu bestrafen.  

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 22 

Verfall 

Die Bezirksverwaltungsbehörde kann nach Maßgabe des § 17 des 

Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG die Strafe des Verfalls widerrechtlich gefangener oder 

erlegter Tiere oder widerrechtlich gesammelter Pflanzen, Pilze, Mineralien und Fossilien sowie 

die Strafe des Verfalls von zur Begehung einer strafbaren Handlung bestimmten oder 

verwendeten Gegenstände aussprechen. Von der Verhängung der Strafe des Verfalls ist 

jedoch Abstand zu nehmen, wenn es sich um Gegenstände handelt, die der Beschuldigte zur 

Ausübung seines Berufes benötigt. 

§ 23 

Herstellung des gesetzmäßigen Zustands 

(1) Wurden im Nationalpark verbotene Eingriffe oder Beeinträchtigungen durchgeführt 

oder in Feststellungsbescheiden verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen nicht 

eingehalten, ist der Person, die das Vorhaben ausgeführt hat oder ausführen hat lassen oder 

allenfalls subsidiär der verfügungsberechtigten Person von der Bezirksverwaltungsbehörde 

unabhängig von einer allfälligen Bestrafung aufzutragen, entweder 

 1. innerhalb einer nach den Umständen angemessenen Frist um die nachträgliche 

Erlassung eines Feststellungsbescheids anzusuchen oder 

 2. innerhalb einer weiters festzusetzenden angemessenen Frist, welche nach Wochen 

oder Monaten zu bestimmen ist, auf ihre Kosten den vorigen bzw. den 

bescheidmäßigen Zustand wieder herzustellen oder, wenn dies tatsächlich nicht 
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möglich ist, den geschaffenen Zustand in einer Weise abzuändern, dass Natur und 

Landschaft möglichst wenig beeinträchtigt werden. 

Die Möglichkeit nach Z 1 ist nicht einzuräumen, wenn nach der maßgeblichen Rechtslage ein 

positiver Feststellungsbescheid nicht erlassen werden kann. Unabhängig von einem Auftrag 

nach Z 1 und 2 kann die Bezirksverwaltungsbehörde bei Vorliegen der Voraussetzungen des 

ersten Satzes die unverzügliche Einstellung der weiteren Ausführung des Vorhabens bis zum 

Zeitpunkt der Erlassung eines allfällig positiven Feststellungsbescheids verfügen. 

(2) Eine wesentliche Änderung im Sinn des Abs. 1 erster Satz ist jede Abweichung vom 

positiven Feststellungsbescheid, die ihrerseits feststellungspflichtig gewesen wäre. 

(3) Der Auftrag gemäß Abs. 1 Z 2 wird nach Ablauf der darin genannten Frist vollstreckbar, 

wenn innerhalb der nach Abs. 1 Z 1 gesetzten Frist kein Antrag auf Erlassung eines 

nachträglichen Feststellungsbescheids gestellt wurde. Wenn gemäß Abs. 1 Z 1 um die 

nachträgliche Erlassung eines Feststellungsbescheids angesucht, der Antrag aber 

zurückgezogen, zurückgewiesen oder abgewiesen wurde, wird der Auftrag gemäß Abs. 1 Z 2 

nach Ablauf der darin genannten Frist mit der Maßgabe vollstreckbar, dass diese Frist mit der 

Rechtswirksamkeit der Zurückziehung oder der Zurückweisung oder Abweisung beginnt. 

(4) Der Auftrag zur unverzüglichen Einstellung der weiteren Ausführung des Vorhabens 

bis zum Zeitpunkt der Erlassung eines allfällig positiven Feststellungsbescheids wird sofort 

vollstreckbar. 

(5) Trifft eine Verpflichtung gemäß Abs. 1 und 6 nicht die Grundeigentümerin bzw. den 

Grundeigentümer, hat diese bzw. dieser die zur Erfüllung der Verpflichtung notwendigen 

Maßnahmen zu dulden. 

§ 23 

Besondere administrative Verfügungen 

(1) Wurden im Nationalpark verbotene Eingriffe oder Beeinträchtigungen durchgeführt 

oder wurden in Feststellungsbescheiden verfügte Bedingungen, Befristungen oder Auflagen 

nicht eingehalten, hat die Bezirksverwaltungsbehörde dem Verpflichteten aufzutragen, binnen 

einer festzusetzenden angemessenen Frist auf seine Kosten den vorherigen bzw. den 

bescheidmäßigen Zustand wiederherzustellen. Ist die Wiederherstellung des vorherigen bzw. 

des bescheidmäßigen Zustandes tatsächlich nicht möglich, hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde dem Verpflichteten aufzutragen, binnen einer festzusetzenden 

angemessenen Frist auf seine Kosten den geschaffenen Zustand in einer Weise abzuändern, 

daß die Ziele dieses Landesgesetzes und der hiezu erlassenen Verordnungen möglichst 

wenig beeinträchtigt werden. 

(2) Verpflichteter im Sinn des Abs. 1 ist die Person, die rechtswidrig das Vorhaben 

ausgeführt hat oder ausführen hat lassen oder dessen Rechtsnachfolger. Trifft eine 

Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht den Grundeigentümer, hat dieser die Maßnahmen, die zur 

Erfüllung des behördlichen Auftrages notwendig sind, zu dulden. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat Maßnahmen gemäß Abs. 1 unabhängig von einer 

Bestrafung nach § 21 vorzuschreiben. Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen, hat 

die Bezirksverwaltungsbehörde auch die unverzügliche Einstellung der weiteren 

Ausführungen des Vorhabens bescheidmäßig zu verfügen. 
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§ 24 

Behörden 

(1) Behörde im Sinn dieses Landesgesetzes ist die Landesregierung, wenn nicht 

ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörden zur Durchführung der 

Verfahren gemäß § 23 richtet sich 

 1. in Angelegenheiten, die sich auf ein unbewegliches Gut beziehen, nach der Lage des 

Gutes; 

 2. in Angelegenheiten, die sich auf den Betrieb einer Unternehmung oder sonstigen 

Tätigkeit beziehen, nach dem Ort, an dem das Unternehmen betrieben oder die 

Tätigkeit ausgeübt wird oder werden soll. 

Würde ein rechtswidrig ausgeführtes Vorhaben nach Maßgabe des ersten Satzes in den 

örtlichen Wirkungsbereich mehrerer Bezirksverwaltungsbehörden fallen, ist die 

Landesregierung zuständige Behörde. 

§ 24 

Behördenzuständigkeit; Parteistellung 

(1) Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörden zur Durchführung der 

Verfahren gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 18 Abs. 2 und § 23 richtet sich 

 1. in Angelegenheiten, die sich auf ein unbewegliches Gut beziehen, nach der Lage des 

Gutes; 

 2. in Angelegenheiten, die sich auf den Betrieb einer Unternehmung oder sonstigen 

Tätigkeit beziehen, nach dem Ort, an dem das Unternehmen betrieben oder die 

Tätigkeit ausgeübt wird oder werden soll. 

(2) In den behördlichen Verfahren auf Grund dieses Landesgesetzes und in behördlichen, 

auf Grund von sonstigen Landesgesetzen durchzuführenden antragsbedürftigen 

Bewilligungsverfahren, die eine Maßnahme innerhalb der Grenzen des Nationalparks 

betreffen, hat die Nationalparkgesellschaft Parteistellung im Sinn des § 8 des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG. 

(3) Fällt ein Vorhaben in den örtlichen Wirkungsbereich mehrerer 

Bezirksverwaltungsbehörden oder sind dafür Bewilligungen sowohl der 

Bezirksverwaltungsbehörde nach diesem Landesgesetz als auch der Landesregierung nach 

dem Oö. NSchG 2001 erforderlich, ist die Landesregierung Naturschutzbehörde.  

§ 24a 

Beteiligung an Verwaltungsverfahren und Rechtsmittelbefugnis 

(1) In den behördlichen Verfahren auf Grund dieses Landesgesetzes und in behördlichen, 

auf Grund von sonstigen Landesgesetzen durchzuführenden antragsbedürftigen 

Bewilligungsverfahren, die eine Maßnahme innerhalb der Grenzen des Nationalparks 

betreffen, hat die Nationalparkgesellschaft Parteistellung im Sinn des § 8 des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG). 

(21) Berechtigte Umweltorganisationen im Sinn dieses Landesgesetzes sind Vereine oder 

Stiftungen, die gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-

G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2018, zur 

Ausübung von Parteienrechten in Oberösterreich befugt sind. 
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(32) Bei Vorhaben gemäß § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 ist der verfahrenseinleitende Antrag 

und in weiterer Folge das dazu von der Behörde eingeholte Sachverständigengutachten auf 

der für berechtigte Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattform (§ 39a Abs. 2 

Oö. NSchG 2001) bereitzustellen. Ab dem Tag der Bereitstellung des verfahrenseinleitenden 

Antrags ist ihnen Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(43) Bis zum Ablauf von vier Wochen ab dem Tag der gemäß Abs. 2 erfolgten 

Bereitstellung des von der Behörde eingeholten Sachverständigengutachtens, im Fall der 

Abhaltung einer mündlichen Verhandlung spätestens bei dieser, können berechtigte 

Umweltorganisationen eine begründete Stellungnahme zum Vorhaben abgeben. 

(54) Begründete Stellungnahmen sind bei der Entscheidung über einen Antrag gemäß § 8 

Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 zu berücksichtigen. 

(65) Berechtigte Umweltorganisationen haben das Recht, gegen Bescheide gemäß § 8 

Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben, und zwar 

wegen Verletzung von Vorschriften dieses Landesgesetzes, soweit sie Bestimmungen der 

FFH-Richtlinie und der Vogelschutz-Richtlinie umsetzen. 

(76) Bescheide gemäß § 8 Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 sind auf der im Abs. 2 genannten 

elektronischen Plattform bereit zu stellen. Mit Ablauf von zwei Wochen ab dem Tag der 

Bereitstellung gilt der Bescheid den berechtigten Umweltorganisationen als zugestellt. Ab dem 

Tag der Bereitstellung ist ihnen Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(87) Beschwerden von berechtigten Umweltorganisationen sind binnen vier Wochen ab 

der Zustellung (Abs. 6) schriftlich bei der Behörde einzubringen. 

(98) Die Beschwerde einer berechtigten Umweltorganisation gegen Bescheide gemäß § 8 

Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn die Berechtigung der 

Umweltorganisation bereits vor der Bereitstellung des von der Behörde eingeholten 

Sachverständigengutachtens auf der elektronischen Plattform gemäß § 39a Abs. 2 bestanden 

hat und die Umweltorganisation innerhalb der Frist des Abs. 3 keine begründete 

Stellungnahme abgegeben hat, sofern in der Beschwerde Einwände oder Gründe erstmals 

vorgebracht werden und dieses erstmalige Vorbringen missbräuchlich oder unredlich ist.  
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Landesgesetz über begleitende Maßnahmen zur Durchführung und Umsetzung von 

Rechtsvorschriften der Europäischen Union (Oö. EU-Begleitregelungs- und 

Umsetzungsgesetz - Oö. EU-BUG) 

 

 

 

2. ABSCHNITT 

Prävention und Management der Ein- und Ausbringung invasiver Arten - Begleitende 

Maßnahmen betreffend die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 

§ 5 

Betretungsrechte, Auskunfts- und Ausweispflichten 

(1) Den mit der Vollziehung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 betrauten behördlichen 

oder sachverständigen Organen ist für Erhebungen, die Kontrolle, die Aufsicht, die 

Überwachung, die Erstellung eines Aktionsplans und die Durchführung von 

Managementmaßnahmen von den Verfügungsberechtigten (Abs. 4) ungehinderter Zutritt bzw. 

ungehinderte Zufahrt zu den in Betracht kommenden Grundstücken und Gebäuden zu 

gewähren, auf Verlangen die erforderliche Auskunft zu erteilen sowie die unentgeltliche 

Entnahme von Proben zum Zweck wissenschaftlicher Untersuchungen zu gestatten. 

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die von der Landesregierung mit der Durchführung von 

Erhebungen sowie von Managementaufgaben im Zusammenhang mit der Verordnung (EU) 

Nr. 1143/2014 beauftragten Personen. 

(3) Organe nach Abs. 1 haben bei der Durchführung der ihnen obliegenden Aufgaben 

einen ihre Organschaft bestätigenden Ausweis, Personen nach Abs. 2 haben einen 

schriftlichen Auftrag der Landesregierung und einen zur Feststellung ihrer Identität geeigneten 

Lichtbildausweis mit sich zu führen und auf Verlangen der Verfügungsberechtigten (Abs. 4) 

vorzuweisen. 

(4) Die Verfügungsberechtigung bezieht sich auf die Grundstücke und Gebäude oder auf 

die der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 unterliegenden Tiere und Pflanzen. 

 


